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1. Einleitung 
Die Kinder- und Jugendhilfe muss sich derzeit mit einer Reihe von zentralen gesell-
schaftlichen Themen beschäftigen, die unmittelbar mit der Frage in Zusammenhang 
stehen, wie sich die Bedingungen des Aufwachsens der nachfolgenden Generationen 
darstellen. Ob es sich dabei um die Folgen des demographischen Wandels, die wach-
sende Armut bei Familien mit Kindern oder Fehlentwicklungen im Bildungs- und Ge-
sundheitssystem handelt, so geht es darum neu zu definieren, was an öffentlicher Ver-
antwortung für das Aufwachsen junger Menschen notwendig ist. Das Spektrum der 
Aufgaben reicht dabei vom Ausbau einer qualifizierten Kindertagesbetreuung und früh-
kindlicher Bildungsangebote über die Hilfen zur Erziehung bis hin zur Sicherstellung 
eines verlässlichen Kinderschutzes. Neben der Schule ist die Kinder- und Jugendhilfe 
längst zu einem bedeutsamen öffentlichen Schlüsselakteur für die Gestaltung des Auf-
wachsens von Kindern und Jugendlichen geworden (vgl. Rauschenbach 1/ 2010, S. 
33). 

Die Erziehung von Kindern ist allerdings nach wie vor das vorrangige Recht der Eltern 
und zugleich deren Pflicht. Die Elternverantwortung hat ausdrücklich Vorrang vor der 
staatlichen Einflussnahme. Ebenso obliegt es der staatlichen Gemeinschaft die Wahr-
nehmung des Erziehungsauftrags von Eltern zu unterstützen. Angesichts immer kom-
plexer werdender Anforderungen an die Ausgestaltung von Erziehung, Beziehung und 
Bildung in Familien bedarf es hier vielfältiger Entlastungs-, Beratungs- und Förderan-
gebote, die für Kinder einen guten Start ins Leben und gelingende Sozialisationspro-
zesse ermöglichen. Neben der Bereitstellung einer förderlichen sozialen Infrastruktur 
hat die staatliche Gemeinschaft auch eine Wächteramtsfunktion, um die körperliche, 
geistige und seelische Unversehrtheit von Kindern zu gewährleisten. 

Die Debatte um einen verbesserten Kinderschutz hat die Grundfrage vom Verhältnis 
von Elternrecht zu den Eingriffsmöglichkeiten des staatlichen Wächteramtes neu auf-
kommen lassen. Hintergrund sind die tragischen Fälle von Kindstötungen über die in 
den Jahren 2005 bis 2008 medial ausführlich berichtet und darüber eine breite politi-
sche Debatte angestoßen wurde. Seitdem wird auf kommunaler, Länder- und Bundes-
ebene das Kinderschutzthema mit unterschiedlichen Maßnahmen und Aktionen be-
wegt. Von der sehr kontrovers diskutierten Frage, ob es überhaupt ein eigenes Bun-
deskinderschutzgesetz braucht über ein breites Spektrum an Kinderschutzgesetzen 
der Länder bis hin zu einer Vielzahl an Projekten zur Verbesserung der Gefährdungs-
einschätzung in den Jugendämtern reicht das kaum noch überschaubare Programm an 
rechtlichen, fachlichen und infrastrukturellen Veränderungen, die über diese Debatte 
angestoßen wurden. 

Die Kinder- und Jugendhilfe wurde durch die öffentlich geführte, medial aufbereitete 
und politisch aufgenommene Kinderschutzdebatte nachhaltig verändert. Die Aufmerk-
samkeit der Öffentlichkeit (Nachbarn, Verwandte) ist bei einem Verdacht auf Kindes-
wohlgefährdung deutlich sensibler geworden und drückt sich in einem erhöhten Melde-
verhalten bei den Jugendämtern aus. Die Zahl der gewährten Hilfen zur Erziehung 
steigt seit 2007 ebenso drastisch an wie die Inobhutnahmen und Sorgerechtsentzüge 
(vgl. MASGFF 2010). In vielen Kommunen werden Hausbesuchsprogramme bei Neu-
geborenen eingeführt. Kooperationsprojekte mit Hebammen und Geburtskliniken wer-
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den durchgeführt, um möglichst frühzeitig Kontakte zu Familien mit Kleinkindern aufzu-
bauen. Bundesweit werden unter dem Begriff der „frühen Hilfen“ neue Konzepte entwi-
ckelt, die auf die Schließung einer Angebotslücke bei Familien mit Säuglingen und 
Kleinkindern zielen. Dadurch sollen Risikolagen möglichst frühzeitig erkannt und Hilfen 
rasch angeboten werden können. Ohne die öffentlich geführte Kinderschutzdebatte 
wäre die Bedeutung der Schnittstelle zwischen der Kinder- und Jugendhilfe und der 
Gesundheitshilfe sowie der Ausbau von „frühen Hilffen“ längst nicht in der momentan 
erkennbaren Qualität und Quantität angegangen worden. 

Kinderschutz ist kein neues Thema für die Kinder- und Jugendhilfe, sondern gehört 
schon immer zum Kernbereich ihrer Tätigkeiten. Auch schon bevor die Politik und Öf-
fentlichkeit sich diesem Thema widmeten, gab es systematische und kontinuierliche 
Bestrebungen zur frühzeitigen Verhinderung, Erkennung bzw. auch zur Bearbeitung 
von Missbrauch, Vernachlässigung und Misshandlungen (vgl. Galm, Hees, Kindler 
2010). Ehe tragische Einzelfälle von Kindstötungen die mediale Öffentlichkeit erreich-
ten, trat 2005 das Gesetz zur Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe in Kraft, 
mit substanziellen Änderungen zur Konkretisierung des Schutzauftrages des Jugend-
amtes im Zusammenspiel mit freien Trägern (§ 8a SGB VIII). Dieser skizzenhafte Auf-
riss soll einleitend verdeutlichen, dass die rheinland-pfälzischen Aktivitäten zur Verbes-
serung des Kinderschutzes, die sich in gewisser Weise auch in dem 2008 in Kraft ge-
tretenen Landeskinderschutzgesetz (LKindSchuG) widerspiegeln, von einer nunmehr 
fast 10-jährige Fachdebatte und einer breiten bundesweiten Auseinandersetzung über 
den „richtigen“ Weg für einen besseren Kinderschutz gerahmt sind. Bei einer Auswer-
tung und Interpretation der Aktivitäten die durch das Landeskinderschutzgesetz ange-
stoßen wurden, gilt es diese fachliche wie fachpolitische Rahmung zu berücksichtigen. 
Der vorliegende Bericht gibt einen ersten Überblick zum praktischen Umsetzungs-
stand, den Implementierungserfahrungen sowie dem Grad der Zielerreichung ausge-
wählter Aspekte des rheinland-pfälzischen Gesetzes zum Schutz von Kindeswohl und 
Kindergesundheit (LKindSchuG). 

Rheinland-Pfalz gehörte zu den ersten Bundesländern mit einem eigenen Landeskin-
derschutzgesetz (LKischuG). Dieses Gesetz trat im März 2008 in Kraft und konzentriert 
sich mit den entsprechenden rechtlichen Regelungen auf zwei grundlegende Aspekte. 
Zum einen geht es um die Förderung der Kindergesundheit durch die Steigerung der 
Inanspruchnahme von Früherkennungsuntersuchungen. Die sogenannten „U-Unter-
suchungen“ gehören zum Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung. 
Kinder haben bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres einen Anspruch auf 10 Vorsor-
geuntersuchungen (U1 – U9) und im Jugendalter eine J1. Nach der Geburt des Kindes 
finden die Untersuchungen in zeitlich rascher Abfolge statt (z.T. noch in der Klinik) und 
werden fast vollständig in Anspruch genommen. Mit zunehmendem Alter der Kinder 
und zeitlich größeren Abständen zwischen den U-Untersuchungen sinkt die Inan-
spruchnahme auf ca. 85% (vgl. Wabnitz 2010, S. 50). 

Mit der Einführung eines „verbindlichen Einladungswesens“ zielt das rheinland-
pfälzische Gesetz auf die Steigerung der Inanspruchnahme der Früherkennungsunter-
suchungen als Beitrag zur Verbesserung der Kindergesundheit. Verbindlichkeit erhält 
das Einladungswesen nicht nur deshalb, weil Eltern frühzeitig über anstehende Unter-
suchungen informiert und gegebenenfalls erinnert werden, sondern weil bei einer 
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Nicht-Inanspruchnahme über die Gesundheitsämter unmittelbar Kontakt zur Familie 
aufgenommen wird, um erneut auf die gesetzlichen Leistungen der Krankenkassen 
und die damit verbundenen Potentiale zur Gesundheitsförderung von Kindern hinzu-
weisen. Sollten auch dann die Eltern nicht beim Kinderarzt vorstellig werden, um die 
Vorsorgeuntersuchungen durchführen zu lassen, ergeht „nach angemessener Zeit“    
(§ 8, Abs. 1 Landeskinderschutz) vom Gesundheitsamt eine Meldung an das örtlich 
zuständige Jugendamt, das dann überprüfen muss, ob nicht ggf. ein Bedarf an Bera-
tung oder erzieherischen Hilfen vorliegt. Dieses Ende 2008 neu eingeführte „verbindli-
che Einladungswesen“ ist in erster Linie auf die Verbesserung der Kindergesundheit 
ausgerichtet. Es enthält aber auch eine Scharnierstelle zur Prävention und frühen Er-
kennung von Kindeswohlgefährdungen. 

Das rheinland-pfälzische Landeskinderschutzgesetz zielt darüber hinaus auch auf den 
Aufbau lokaler Netzwerke zur Förderung von Kindergesundheit und Kindeswohl und 
die Erweiterung von Angeboten im Bereich früher Hilfen. Auch hierzu finden sich im 
Gesetz entsprechende Ziele, Begründungen und konkrete Maßnahmen, die sich ins-
besondere an die kommunalen Jugendämter richten. Das Gesetz beinhaltet zugleich 
eine ganze Reihe von Änderungen in anderen Landesgesetzen, um bei Kindertagestät-
ten, Schulen, Krankenhäusern und weiteren Berufsgruppen den rechtlichen Rahmen 
für die Mitwirkung an lokalen Netzwerken zu schaffen sowie das Hinwirken auf not-
wendige Schutz- und Unterstützungsmaßnahmen als Aufgabe aller Akteure, die es mit 
Kindern und Jugendlichen zu tun haben, zu verankern. 

Das Gesetz sieht darüber hinaus eine regelmäßige Berichterstattung zu der Umset-
zung, den Auswirkungen und Verbesserungsnotwendigkeiten der gesetzlich veranker-
ten neuen Maßnahmen und Verfahrensweisen vor. Das aus gutem Grund. Die Einfüh-
rung eines „verbindlichen Einladungswesens“ ist informations- und verfahrenstechnisch 
sehr komplex und bedarf der kontinuierlichen Nachjustierung. Da es bislang hierzu 
bundesweit keine Erfahrungen gibt, müssen Praxisprobleme im Umsetzungsprozess 
aufgedeckt und bearbeitet werden. Für die Ausgestaltung der Kinder- und Jugendhilfe-
politik im Land und in den Kommunen ist eine empiriebasierte Informationslage zum 
Stand des Ausbaus und der Funktionsweise von lokalen Kinderschutznetzwerken und 
„frühen Hilfen“ sowie der Anzahl frühzeitig erkannter Kinderschutzverdachtsfälle von 
zentraler Bedeutung. Nur so kann eine fundierte Rechtsfolgenabschätzung durchge-
führt und bei Fehlentwicklungen politisch, rechtlich und praktisch nach- oder umge-
steuert werden. 

Nach der Verabschiedung des Landeskinderschutzgesetzes wurden unter Einbindung 
aller relevanten Akteure auf Landes- und kommunaler Ebene entsprechende Erfas-
sungsinstrumente für die Gesundheits- und Jugendämter erarbeitet, um ein kontinuier-
liches Monitoringsystem aufzubauen. Bei den Gesundheitsämtern werden alle Meldun-
gen und Aktivitäten im Rahmen der Nicht-Inanspruchnahme der Früherkennungsunter-
suchungen erfasst. Bei den Jugendämtern werden ebenfalls alle Meldungen der Ge-
sundheitsämter zu nicht durchgeführten Untersuchungen dokumentiert sowie deren 
Tätigkeiten rund um den Aufbau lokaler Netzwerke und den Ausbau früher Hilfen. Die-
se Erhebungen erfolgen jährlich und werden vom ism e.V. durchgeführt und ausgewer-
tet. Für das Jahr 2009 liegt erstmals eine Auswertung für ein volles Kalenderjahr nach 
der Einführung des Gesetzes im Frühjahr 2008 vor. Das bedeutet, dass mit diesem 
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Bericht ein Jahr „Echtbetrieb“ bei der Umsetzung des Landeskinderschutzgesetzes 
dokumentiert werden kann. Die ersten 9 Monate in 2008 nach Inkrafttreten des Geset-
zes waren in erster Linie von praktischen Implementierungsfragen bestimmt, wenn 
gleich schon das Einladungswesen startete und Netzwerkkonferenzen in den meisten 
Kommunen durchgeführt wurden (vgl. MASGFF 2009). 

Der vorliegende Bericht dokumentiert die Kernbefunde aus den Erhebungen bei den 
Jugend- und Gesundheitsämtern für das Jahr 2009. Die nachfolgend dargestellten Er-
gebnisse sind weitgehend deskriptiv und erlauben nur bedingt eine Bewertung der ge-
setzlichen Regelungen. Dazu wird eine eigenständige wissenschaftliche Evaluation 
vom Universitätsklinikum Ulm in Kooperation mit dem Deutschen Institut für Jugendhil-
fe und Familienrecht (DIJuF e.V.) durchgeführt. Die hier dargestellten Daten flossen 
auch in die Evaluation mit ein.  

 

Zum Aufbau des Berichts 

Im zweiten Kapitel werden die Grundzüge des rheinland-pfälzischen Kinderschutzge-
setzes kurz skizziert und damit verbunden die erkenntnisleitenden Fragestellungen für 
das vorliegende Monitoringsystem. In Kapitel 3 folgt eine kurze Beschreibung der me-
thodischen Herangehensweise, der Datenerhebung und der Erhebungsinstrumente. 
Die Ergebnisdarstellung beginnt in Kapitel 4. Hier erfolgt eine Aufbereitung Daten, die 
im Rahmen der Nicht-Inanspruchnahme der Früherkennungsuntersuchungen durch die 
Gesundheitsämter erhoben werden. In Kapitel 5 folgt analog die Auswertung der Mel-
dungen, die bei den Jugendämtern eingegangen sind. Kapitel 6 informiert über den 
Stand des Auf- und Ausbaus lokaler Netzwerke in den rheinland-pfälzischen Landkrei-
sen und kreisfreien Städten. Kapitel 7 schließt mit einer kurzen Zusammenfassung und 
kommentierenden Hinweisen zum Weiterentwicklungsbedarf. 

An dieser Stelle sei allen Mitwirkenden an der Erhebung und der Berichterstattung 
herzlich gedankt. Unser besonderer Dank gilt allen Fach- und Leitungskräften in den 
Jugend- und Gesundheitsämtern, die eine umfängliche und systematische Datenerfas-
sung bei gleichzeitig wachsenden Aufgaben und hinreichenden sonstigen Dokumenta-
tionserfordernissen leisten mussten. Unser Dank gilt auch der rheinland-pfälzischen 
Servicestelle Kindesschutzund der zentralen Stelle beim Landesamt für Soziales, Ju-
gend und Versorgung Rheinland-Pfalz für die gute Kooperation bei vielfachen Nachfra-
gen zum Einladungswesen und konkreten Verfahrensabläufen.  
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2. Das rheinland-pfälzische Landesgesetz zum Schutz von 
Kindeswohl und Kindergesundheit: Ziele, Kernelemente und 
Rahmenbedingungen 

 

2.1 Zum fachlichen Kontext des Gesetzes 

Als im März 2008 in Rheinland-Pfalz das Landesgesetz zum Schutz von Kindeswohl 
und Kindergesundheit (LKindSchuG) in Kraft trat, gehörte es zu den ersten auf Län-
derebene. Im Jahr 2010 liegen in fast allen Bundesländern eigene Landesgesetze im 
Bereich des Kinderschutzes vor bzw. werden derzeit noch in den Länderparlamenten 
beraten (vgl. Wabnitz 2010, S. 49). Bei einer genaueren Analyse der vorliegenden Ge-
setze werden nicht nur Gemeinsamkeiten, sondern auch Unterschiede erkennbar, die 
für eine Einordnung des rheinland-pfälzischen Weges und der vorliegenden empiri-
schen Befunde von zentraler Bedeutung sind. 

Allen Gesetzen und Gesetzesinitiativen ist gemein, dass sie nach den tragischen Er-
eignissen von Kindestötungen in 2006 und den Folgejahren auf den Weg gebracht 
wurden. Dass es Handlungsbedarf zur Verbesserung des Kinderschutzes gäbe, wurde 
insbesondere am Fall „Kevin“ deutlich. Mitarbeiter des Amtes für Soziale Dienste in 
Bremen finden im Oktober 2010 die Leiche des Kleinkindes „Kevin“. Das Besondere an 
diesem Fall war nicht nur, dass er eine bislang nie dagewesene Öffentlichkeit für das 
Thema „Kindstötungen“ erzeugte. Vielmehr wurde bei der näheren Untersuchung des 
Falls erkennbar, dass eine Vielzahl von Institutionen und ihr Zusammenspiel versag-
ten. Der Fall „Kevin“ war sowohl beim Jugendamt wie bei unterschiedlichen Bera-
tungsdiensten der Jugend- und Gesundheitshilfe sowie bei der Polizei und der Justiz 
hinlänglich bekannt. Trotzdem konnte es zu einer Kindstötung kommen, ohne dass sie 
über einen längeren Zeitraum bemerkt bzw. verhindert wurde (vgl. Hoppensack 2008). 
Nachdem diese Missstände öffentlich wurden, kam es zu weiteren Schreckensmeldun-
gen aus anderen Städten und Landkreisen, die auf ähnliche Lücken im Hilfesystem 
und bei Abstimmungsprozessen zwischen den Institutionen hinwiesen. 

Über die öffentliche Debatte wurde deutlich herausgestellt, dass der Schutz von Säug-
lingen und Kleinkindern verbessert werden muss. Kinder unter 3 Jahren sind, sofern 
sie keine Kindertagesstätte besuchen, nicht durch institutionelle Settings erfasst. So 
können Formen von Vernachlässigung, Missbrauch oder Misshandlung nur schwerlich 
rechtzeitig bemerkt und verhindert werden. Auch wenn Kindeswohlgefährdungen rein 
quantitativ am häufigsten bei älteren Kindern und Jugendlichen augenscheinlich wer-
den, so sind die Folgen bei Babys und Kleinkindern häufiger tödlich (vgl. Münder et. al. 
2000). In der Konsequenz ergibt sich daraus die logische Schlussfolgerung, dass prä-
ventiv wirkende Hilfen möglichst früh ansetzen müssen. Früh bedeutet dabei einer-
seits, dass der Zeitpunkt für Hilfe oder Unterstützung vor der Manifestierung von Prob-
lemen liegen muss. Hinsichtlich des Alters des Kindes bedeutet früh möglichst schon 
um die Geburt herum Eltern Unterstützung anzubieten aber auch Not- und Problemla-
gen rechtzeitig zu erkennen, um ggf. Gefahren abwenden zu können. Über diese De-
batte wurde zweierlei deutlich: Die Kinder- und Jugendhilfe hat bislang kaum Angebo-
te, die sich über den Kindertagesstättenbereich oder die Familienbildung (§16 SGB 
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VIII) hinaus auf Kleinkinder beziehen. Weitere Unterstützungsmöglichkeiten gibt es in 
Form von Hilfen zur Erziehung (§§ 27 ff SGB VIII). Diese werden eingesetzt, wenn be-
reits eine dem Wohl des Kindes entsprechende Erziehung nicht mehr gewährleistet ist. 
Diese Hilfen wirken sekundär präventiv, da sich zu Beginn des Hilfeprozeses häufig 
schon Problemlagen verfestigt haben. Hier besteht also Handlungsbedarf, zur Entwick-
lung niedrigschwelliger und nicht-stigmatisierende Zugänge zu Familien zu einem mög-
lichst frühen Zeitpunkt und schwerpunktmäßig bei Säuglingen und Kleinkindern. Der 
Übergang zur Elternschaft stellt sich dabei als einer der frühesten Zeitpunkte heraus, 
bei dem die Bereitschaft Hilfe anzunehmen am größten ist. 

Gerade mit Blick auf diese Zielgruppe wird schnell offenkundig, dass über das Ge-
sundheitssystem ganz normale und für alle Eltern selbstverständliche Zugänge zu Un-
terstützungsleistungen eröffnet werden können. Hebammen, Geburtskliniken, Frauen- 
und Kinderärzte haben in der Regel Kontakt zu Familien mit Säuglingen und Kleinkin-
dern. Diese Erkenntnis war Grundlage des Modellprojektes „Guter Start ins Kinderle-
ben“ an dem sich Rheinland-Pfalz mit den Standorten Trier und Ludwigshafen aktiv 
beteiligt hat. Dieses Projekt zielte auf die Entwicklung von Ansätzen, Instrumenten und 
Verfahren zur frühen Förderung der Erziehungs- und Beziehungskompetenzen von 
Eltern in prekären Lebenslagen oder in Risikosituationen. Dabei ging es sowohl um 
Prävention im frühen Lebensalter als auch um die systematische Verzahnung der Ju-
gend- und Gesundheitshilfe (vgl. Meysen, Schönecker, Kindler 2009, S. 17). Vor dem 
Hintergrund der hier gesammelten Erfahrungen überrascht es nicht, dass Rheinland-
Pfalz zu den ersten Bundesländern gehörte, die zur Verbesserung des Kinderschutzes 
auf die Bedeutung früher Hilfen und auf die Verzahnung mit der Gesundheitshilfe im 
Rahmen der Landeskinderschutzgesetzgebung verwiesen. 

Die öffentlich geführte Kinderschutzdebatte hat darüber hinaus deutlich gemacht, dass 
die Verhinderung von Missbrauch, Vernachlässigung und Misshandlung zwar nach wie 
vor zu den Kernaufgaben der Kinder- und Jugendhilfe gehört, dort aber nicht in alleini-
ger Verantwortung umgesetzt werden kann. Kinderschutz ist vielmehr eine gesamtge-
sellschaftliche und gesamtstaatliche Aufgabe, an der sich alle Institutionen beteiligen 
müssen, die es mit jungen Menschen und Familien zu tun haben. Diese Verantwor-
tungsgemeinschaft ist in mehrfacher Hinsicht von besonderer Bedeutung: 

1. Alle Institutionen müssen sorgsam darauf achten, dass das Wohl von Kindern und 
Jugendlichen gesichert ist. Ihre Aufgabe besteht auch darin, Kinder oder Familien 
bei der Suche nach Rat und Hilfe zu unterstützen, wenn sich problematische Situa-
tionen abzeichnen. Wenn ein Verdacht auf Kindeswohlgefährdung vorliegt, müssen 
bei allen Institutionen Verfahrenswege bekannt und klar geregelt sein. Ein wir-
kungsvoller Kinderschutz setzt nicht nur voraus, dass frühzeitig der Hilfe- und 
Schutzbedarf transparent gemacht wird, sondern dass alle Beteiligten die Eltern zur 
Mitwirkung im weiteren Hilfeprozess bewegen. 

2. Daraus ergibt sich, dass alle Institutionen über die notwendigen Informationen ver-
fügen, damit sie überhaupt in der Lage sind kompetent zu beraten und zu vermit-
teln. Im Zusammenspiel unterschiedlicher Institutionen müssen Aufgaben, Informa-
tionswege und Datenschutzfragen klar geregelt sein, damit in risikohaften Situatio-
nen abgestimmt agiert werden kann. Ein verlässlicher Kinderschutz erfordert nicht 
nur qualifizierte Fachkräfte, die Hilfe- oder Schutzbedarf frühzeitig erkennen, son-
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dern auch tragfähige Kooperationsstrukturen aller beteiligten Akteure auf kommu-
naler Ebene, damit Präventions- und Interventionsstrategien praktisch ausgearbei-
tet werden können.  

Schon über die Einführung des § 8a SGB VIII im Zuge des Gesetzes zur Weiterent-
wicklung der Kinder- und Jugendhilfe (KICK) in 2005 wurde herausgestellt, dass ein 
kommunales Kinderschutzmanagement unabdingbar ist (vgl. Jordan 2006). Die in den 
Folgejahren öffentlich geführte Kinderschutzdebatte hat diese längst bekannte fachli-
che Feststellung untermauert und die Bedeutung der Partner aus dem Gesundheits-
wesen, der Schulen und Polizei besonders hervorgehoben. Ohne den öffentlichen 
Druck und die Unterstützung der Politik wäre die Bedeutung einer staatlichen Verant-
wortungsgemeinschaft kaum in dieser Art betont und in vielen Kommunen und Bundes-
ländern als Kernelement eines verlässlichen Kinderschutzes auf den Weg gebracht 
worden. Die medial geführte Kinderschutzdebatte konnte in verhältnismäßig kurzer Zeit 
eine Vielzahl von programmatischen Neuerungen und Modellprogrammen anstoßen, 
die sonst vermutlich nie zustande gekommen wären. 

Aber auch hier gibt es eine Kehrseite. Die öffentliche Skandalisierung von tragischen 
Einzelfällen hat ebenso dazu geführt, dass der Eindruck entstand, als kämen heute 
mehr Kinder zu Tode als in den Jahren zuvor. Den wenigen empirischen Belegen zu 
Folge scheint dies nicht der Fall zu sein (vgl. Galm, Hees, Kindler 2010). Über allzu 
pauschale Argumentationen, dass Eltern heute prinzipiell nicht mehr Willens und in der 
Lage seien, ihre Kinder zu erziehen, wurden alle einem Generalverdacht ausgesetzt. 
Ebenso wurde der Eindruck erweckt, dass durch mehr Kontrolle, bessere Screening-
instrumente und einen dichteren Informationsfluss zwischen allen Beteiligten Kindes-
wohlgefährdungen in Gänze verhindert werden könnten. Diese Argumentationen berei-
teten die Basis für ebenso verkürzte politische Aktionen, die das sensible Zusammen-
spiel von Hilfe und Kontrolle im Rahmen eines wirksamen Jugendschutzes einseitig 
auflösten oder aufzulösen versuchten. Die Forderung nach verpflichtenden Hausbesu-
chen gehört ebenso zu den bedenklichen Schnellschüssen wie die Unterstellung, dass 
eine Nicht-Inanspruchnahme von Früherkennungsuntersuchungen mit einer Kindes-
wohlgefährdung gleichzusetzen sei. 

Sowohl in den verschiedenen Entwürfen zu einem neuen Bundeskinderschutzgesetz 
wie in einigen Landeskinderschutzgesetzen finden sich diese Ansätze. Sie verkennen, 
dass nach wie vor die Mehrheit aller Eltern ihre Kinder verantwortungsvoll erziehen und 
dass eine Ausweitung von Kontrolle lediglich ein Mehr an Repression aber keineswegs 
ein Mehr an frühzeitiger und vertrauensvoller Hilfe bedeutet. Darin ist sich die Fachwelt 
weitgehend einig (vgl. Bundesjugendkuratorium 2007). Ein dichtes Netz an Kontrolle 
und Repression würde vor allem die Zugänge zu den Familien versperren, die in be-
sonderer Weise Hilfe- und Unterstützbedarf haben. Eine auf allzu schnelle Lösungen 
zielende politische Kinderschutzdebatte steht in der Gefahr, dass das staatliche Wäch-
teramt gegen die Elternrechte ausgespielt und das für die Soziale Arbeit konstitutive 
Spannungsfeld von Hilfe und Kontrolle lediglich auf die Stärkung von Kontrollansätzen 
reduziert wird. 

In diesem komplexen Zusammenspiel von skandalisierender Medienberichterstattung 
über tragische Einzelfälle von Kindestötungen, politischem Handlungsdruck und fach-
lich begründbaren Handlungsnotwendigkeiten sind in den vergangenen 3 Jahren eine 
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Reihe von Landeskinderschutzgesetzen auf den Weg gebracht worden. Systematische 
Evaluationen über Effekte, beabsichtigte Folgen und unbeabsichtigte Nebenwirkungen 
liegen derzeit noch nicht vor. Derzeit gibt es lediglich in Nordrhein-Westfalen Empfeh-
lungen einer Expertenkommission zur Weiterentwicklung des Kinderschutzes (2010). 
In Hessen wurde durch den Landkreistag und den Städtetag eine Evaluation des hes-
sischen Kinderschutzgesetzes durchgeführt, insbesondere mit Blick auf die zusätzli-
chen Aufgaben der Jugendämter bei Nicht-Wahrnehmung der Früherkennungsunter-
suchungen (vgl. Hessischer Landkreistag / Hessischer Städtetag 2010, S.115). Ein 
systematischer Überblick zu den unterschiedlichen praktischen Auswirkungen der Län-
dergesetze in diesem Bereich fehlt. Lediglich für Rheinland-Pfalz lassen sich Effekte 
und Implementierungserfahrungen darstellen. 

 

2.2  Die zentralen Ziele und Kernelemente des Gesetzes 

Doch bevor die zentralen Ergebnisse der Erhebung bei den Jugend- und Gesundheits-
ämtern abgebildet werden, sollen die Grundzüge des Gesetzes sowie die darauf bezo-
genen Fragestellungen für die Datenerfassung und das Monitoringsystem kurz skizziert 
werden. 

Das rheinland-pfälzische Kinderschutzgesetz gliedert sich in 5 Teile. In Teil 1 werden 
zunächst die allgemeinen Grundsätze, Inhalte und Ziele des Gesetzes beschrieben. 
Wie in den meisten Landeskinderschutzgesetzen stellt auch in Rheinland-Pfalz die 
Steigerung der Inanspruchnahme der Früherkennungsuntersuchungen eine zentrale 
Zieldimension dar. In §1 des rheinland-pfälzischen Gesetzes heißt es: „Jedes Kind hat 
das Recht auf eine positive Entwicklung und Entfaltung sowie auf das erreichbare 
Höchstmaß an Gesundheit“ (LKindschuG) gemäß der UN-Kindercharta. Mit dieser 
Leitnorm geht der rheinland-pfälzische Gesetzgeber über die Formulierung des Kinder- 
und Jugendhilfegesetzes (SGB VIII) hinaus, in dem neben der allgemeinen Förderung 
einer positiven Entwicklung junger Menschen explizit auch auf den Bereich Gesundheit 
verwiesen wird. Damit baut der rheinland-pfälzische Gesetzgeber eine Brücke zwi-
schen den beiden Systemen der Kinder- und Jugendhilfe und dem Gesundheitswesen. 
Beide Systeme stehen bislang weitgehend unvermittelt nebeneinander. Dass eine bes-
sere Verzahnung zwischen beiden Systemen notwendig ist, zeigt auch der jüngst vor-
gelegte 13. Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung, der sich schwerpunktmä-
ßig mit dem Beitrag der Kinder- und Jugendhilfe zur gesundheitsbezogenen Prävention 
und Gesundheitsförderung beschäftigt (vgl. BMFSFJ 2009). Auch bei der Festlegung 
dieses Schwerpunktthemas für den Kinder- und Jugendhilfebericht der Bundesregie-
rung spielte die Kinderschutzdebatte eine zentrale Rolle. Einige der allgemeinen 
Grundsätze und Ziele des rheinland-pfälzischen Landeskinderschutzgesetzes decken 
sich mit den Empfehlungen des 13. Kinder- und Jugendhilfeberichtes der Bundesregie-
rung. Zu den Zielen des rheinland-pfälzischen Gesetzes gehören: 

1. die Gewährleistung und der bedarfsgerechte Ausbau niedrigschwelliger Angebote 
zur Förderung des Kindeswohls 

2. die (bessere) Früherkennung von Risiken und die konsequente Sicherstellung er-
forderlicher Hilfen 
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3. der Aufbau lokaler Netzwerke zur Förderung des Kindeswohls und zur Verbesse-
rung des Kinderschutzes 

4. sowie die Förderung von Kindergesundheit durch die Steigerung der Inanspruch-
nahme der Früherkennungsuntersuchungen (vgl. Zaun-Rausch 2008, S. 109) 

Entlang dieser Zielvorgaben regelt der Gesetzgeber im zweiten Teil des Landeskin-
derschutzgesetzes, dass bedarfsgerechte Angebote zur frühzeitigen Förderung und 
zur Vermeidung von Überforderung und Fehlverhalten rechtzeitig und niedrigschwellig 
vorgehalten werden (§ 2 LKindSchuG). Ganz konkret verpflichtet der Gesetzgeber die 
öffentlichen Träger der Kinder- und Jugendhilfe zum Aufbau lokaler Netzwerke (§ 3 
LKindSchuG). Die Netzwerkarbeit soll die interdisziplinäre Zusammenarbeit von Ein-
richtungen und Diensten sowie die Angebotsentwicklung fördern. Durch die Netzwerk-
arbeit können Risiken früher erkannt, Hilfen niedrigschwelliger und früher angeboten 
und letztlich Kinder besser gefördert werden. Den Jugendämtern obliegt die Planung 
und Steuerung lokaler Netzwerke, die mindestens einmal im Jahr einberufen werden 
müssen. Das Land fördert den Aufbau und die Arbeit der lokalen Netzwerke auch fi-
nanziell. Jedes Jugendamt erhält jährlich pro Kind im Alter unter 6 Jahren sieben Euro. 
Damit erkennt der Landesgesetzgeber eine Ausweitung bzw. Intensivierung der Aufga-
ben der örtlichen Kinder- und Jugendhilfe an und beteiligt sich an den Mehrausgaben. 
Die Mittel können vor Ort dazu genutzt werden, zusätzliches Fachpersonal in den Ju-
gendämtern oder bei freien Trägern zu beschäftigen und um ggf. (neue) Angebote auf- 
oder auszubauen. Über die konkrete Verwendung der Mittel können die Jugendämter 
selbst entscheiden. Des Weiteren wurde zum 1. April 2008 beim Landesjugendamt 
eine Servicestelle eingerichtet, um Jugend- und Gesundheitsämter beim Aufbau der 
lokalen Netzwerke fachlich zu beraten und zu unterstützen. 

Die finanzielle Unterstützung der Kommunen beim Aufbau von Netzwerken und Ange-
boten stellt eine herausragende Besonderheit des rheinland-pfälzischen Gesetzes dar. 
Anders als in vielen anderen Bundesländern erfolgt durch diese neue gesetzliche Re-
gelung keine einseitige Aufgabenübertragung vom Land auf die Kommunen. Vielmehr 
wird der staatlichen Verantwortungsgemeinschaft auch durch die finanzielle Beteiligung 
des Landes an einem verbesserten Kinderschutz Rechnung getragen. Mehr noch als 
durch die neuen rechtlichen Vorgaben wird durch die zusätzlichen Mittel des Landes 
eine rasche Umsetzung der gesetzten Ziele gefördert. 

Der Dritte Teil des Gesetzes steht unter der Bezeichnung Früherkennungsuntersu-
chungen und zielt damit in erster Linie auf die Förderung der Kindergesundheit. In den 
entsprechenden Paragraphen finden sich die Regelungen für ein „verbindliches Einla-
dungswesen“ zu den Früherkennungsuntersuchungen, die dazu erforderlichen Rah-
menbedingungen und Verfahrensschritte. Die zentrale Neuerung besteht darin, dass 
die gesetzlichen Vertreter und Vertreterinnen rechtzeitig über die einzelnen anstehen-
den Früherkennungsuntersuchungen informiert und gegebenenfalls erinnert sowie zur 
Teilnahme aufgefordert werden. Beim Landesamt für Soziales, Jugend und Versor-
gung wurde eine zentrale Stelle eingerichtet, die das „verbindliche Einladungswesen“ 
koordiniert. Der Begriff „verbindlich“ bedeutet, dass nicht nur die Personensorgebe-
rechtigten eine Einladung für die anstehenden Untersuchungen erhalten, sondern dass 
auch ein Informationsrückfluss über die Inanspruchnahme erfolgt. Werden Früherken-
nungsuntersuchungen trotz Erinnerung nicht wahrgenommen, dann erfolgt ein Mittei-
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lung an das jeweilige Gesundheitsamt, das unverzüglich Kontakt zu den Eltern auf-
nimmt und auf eine Inanspruchnahme hinwirkt (§ 8 LKindSchuG). Sollten die Eltern 
nach erneuter Aufforderung nicht beim Kinderarzt vorstellig werden um die Früherken-
nungsuntersuchung durchzuführen, so ergeht nach „angemessener Zeit“ (ebd.) vom 
Gesundheitsamt eine Meldung an das örtlich zuständige Jugendamt. Die Aufgabe der 
Jugendämter besteht darin zu prüfen, ob ein Hilfebedarf vorliegt und ob ggf. geeignete 
Maßnahmen zur frühen Förderung oder zum Schutz von Kindern eingeleitet werden 
müssen (§ 9 LKindSchuG). 

Das rheinland-pfälzische Gesetz zeichnet sich dadurch aus, dass die „Verbindlichkeit“ 
der Information über anstehende Früherkennungsuntersuchungen nicht nur durch Er-
innerungsschreiben hergestellt wird, sondern dass die Gesundheitsämter damit beauf-
tragt werden, bei einer Nicht-Inanspruchnahme erneut für diese gesetzliche Leistung 
zu werben. Für die neue Aufgabe erhalten die Träger von Gesundheitsämtern jährlich 
drei Euro pro Kind unter 6 Jahren. Eine Nicht-Inanspruchnahme einer Früherken-
nungsuntersuchung wird nicht gleich als Anhaltspunkt für eine Kindeswohlgefährdung 
gewertet wie bspw. in Hessen. Vielmehr wird das Hinwirken auf die Inanspruchnahme 
als Förderung der Kindergesundheit und damit als Aufgabe des Gesundheitsamtes 
gewertet. Erst wenn nach der Intervention der Gesundheitsämter immer noch keine 
Früherkennungsuntersuchung durchgeführt wird oder (gewichtige) Anzeichen für Ver-
nachlässigung, Misshandlung oder Missbrauch vorliegen, werden die Jugendämter 
eingeschaltet. Dieser Teil des Gesetzes zielt in erster Linie auf die Förderung der Kin-
dergesundheit, enthält aber auch eine Scharnierstelle zur Prävention oder frühen Er-
kennung von Kindeswohlgefährdungen.  

Das vorliegende Monitoringsystem bildet ausgewählte Aspekte der einzelnen Teilbe-
reiche des Landeskinderschutzgesetzes ab. Bei den Gesundheitsämtern werden alle 
Fälle erfasst, bei denen eine Früherkennungsuntersuchung nicht in Anspruch genom-
men wurde. Erhoben werden Angaben zum jungen Menschen, zur Arbeitsweise der 
Gesundheitsämter in dem je konkreten Fall, zu den Gründen der Nicht-Inan-
spruchnahme sowie ggf. zur Weiterleitung an die Jugendämter. Bei den Jugendämtern 
werden alle Fälle erfasst, die von den Gesundheitsämtern gemeldet werden. Auch hier 
werden Angaben zum jungen Menschen erhoben, zur Kontaktaufnahme mit der Fami-
lie sowie zu möglichen Gefährdungseinschätzungen und eingeleiteten Hilfen. Ebenfalls 
wird im Rahmen der jährlichen Erhebung den Fragen nachgegangen, wie sich die 
Netzwerkarbeit in den 41 Jugendämtern gestaltet, welche Effekte hierdurch erzielt 
werden und in welchen Bereichen Landesmittel eingesetzt werden. Über das vorlie-
gende Monitoringsystem ist dadurch eine systematische Rechtsfolgenabschätzung 
ebenso möglich, wie die Reflexion praktischer Erfahrungen und die Identifizierung von 
Problemstellen. Die Einführung und Umsetzung des „verbindlichen Erinnerungswe-
sens“ ist sehr komplex und störanfällig und bedarf der kontinuierlichen Nachbearbei-
tung. Die vorliegenden Daten können aber auch dazu genutzt werden, die Schnittstelle 
zwischen Früherkennungsuntersuchungen und Kindeswohlgefährdungen genauer in 
den Blick zu nehmen.  
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3. Datenerhebung und methodisches Vorgehen 

 

3.1 Die Erhebungsinstrumente 

Seit dem 1. Oktober 2008 werden im Rahmen der Umsetzung des Landeskinder-
schutzgesetzes systematisch Daten bei den Jugend- und Gesundheitsämtern erhoben 
und jährlich ausgewertet. Dabei werden drei Erhebungsinstrumente zum Einsatz ge-
bracht, die nachfolgend kurz skizziert werden. 

Erhebungsbogen 1: Gesundheitsamt (fallbezogene Erfassung der Nicht-Inanspruch-

nahme von Früherkennungsuntersuchungen) 

Wird eine Früherkennungsuntersuchung nicht in Anspruch genommen, erfolgt eine 
Meldung der zentralen Stelle an das zuständige Gesundheitsamt. Zur Erfassung dieser 
Fälle wurde ein Erhebungsinstrument entwickelt, welches in anonymisierter Form An-
gaben zu dem betreffenden jungen Menschen (z.B. Alter, Geschlecht, Migrationshin-
tergrund), zu Hintergründen und Ursachen der Nicht-Inanspruchnahme sowie zu den 
Tätigkeiten des Gesundheitsamtes in diesem Fall erfasst. Außerdem wird festgehalten, 
ob durch die Intervention des Gesundheitsamtes die U-Untersuchungen durchgeführt 
bzw. das Jugendamt informiert wird. Der Bogen enthält insgesamt 14 Fragen mit meist 
geschlossenen Antwortvorgaben und am Ende ein freies Feld für Anmerkungen. 

Erkennungsbogen 2: Jugendamt (fallbezogene Erfassung der Nicht-Inanspruchnahme 

von Früherkennungsuntersuchungen, Hilfebedarf, Einschätzung zur Kindeswohlge-

fährdung) 

Ein zweites fallbezogenes Erhebungsinstrument wird bei den Jugendämtern einge-
setzt. Alle Fälle, die von den Gesundheitsämtern bei den Jugendämtern gemeldet wer-
den, fließen in ein Dokumentationssystem ein. Auch hier werden zunächst Merkmale 
des Kindes (z.B. Geburtsdatum, Geschlecht, Migrationshintergrund), Angaben zur ver-
säumten Früherkennungsuntersuchung sowie zum Zeitpunkt des Erstkontaktes durch 
das Gesundheitsamt vermerkt. Mittels der insgesamt 15 meist geschlossenen Fragen 
wird zudem erfasst, ob die Familie dem Jugendamt bereits bekannt ist. Weiterhin ent-
hält der Bogen Antwortvorgaben zur Beschreibung einer (möglichen) Kindeswohlge-
fährdung, des Hilfebedarfs sowie den eingeleiteten Hilfen. 

Erhebungsbogen 3: Jugendamt (lokale Netzwerke zum Kindesschutz, Angebotsent-

wicklung, Verwendung der Landesmittel) 

Ein drittes Erhebungsinstrument erfasst jährlich bei allen 41 Jugendämtern die Art, 
Anzahl und Zusammensetzung der lokalen Netzwerke. Darüber hinaus sollen die Er-
fahrungen mit der Netzwerkarbeit bewertet werden. Falls neue Angebote im Bereich 
frühe Hilfen und Kinderschutz auf- bzw. ausgebaut wurden, so kann dies ebenfalls in 
dem Erhebungsinstrument eingetragen werden. Dieses Instrument hat eine doppelte 
Funktion. Zum einen wird der Umsetzungsstand eines zentralen Ziels des Landeskin-
derschutzgesetzes „Netzwerkarbeit“ systematisch abbildbar gemacht. Zum anderen 
dient das Instrument als Rechenschaftsbericht gegenüber der Landesregierung bezüg-
lich der Verwendung der Landesgelder zur Förderung lokaler Netzwerkarbeit. 
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3.2 Datenauswertung und Grundgesamtheit 

Alle Gesundheits- und Jugendämter haben sich in 2009 an der Erhebung beteiligt und 
die erforderlichen Daten erhoben. Für das Jahr 2009 liegen von den rheinland-
pfälzischen Jugendämtern die Bögen zur Umsetzung der Netzwerkarbeit vor. Von allen 
24 Gesundheitsämtern wurden 26.453 Fälle der Nicht-Inanspruchnahme von Früher-
kennungsuntersuchungen dokumentiert und flossen in die vorliegende Auswertung ein. 
Bei den rheinland-pfälzischen Jugendämtern wurden in 2009 1.600 Fälle dokumentiert 
und bearbeitet, die von den Gesundheitsämtern als Nicht-Inanspruch genommene 
Früherkennungsuntersuchung weitergeleiteten wurden. Von der zentralen Stelle wur-
den etwa 258.000 Einladungsschreiben zu Früherkennungsuntersuchen verschickt. 
Dieses Datum dient als Referenzgröße. Einschränkend muss allerdings angemerkt 
werden, dass es sich hierbei nur um einen Näherungswert handelt, der von der realen 
Zahl anstehender Früherkennungsuntersuchungen leicht abweichen kann (z.B. in Fol-
ge von Doppelverschickungen in einigen Fällen).  

Auch wenn für das letzte Quartal 2008 schon Daten von allen 3 Erhebungsinstrumen-
ten vorliegen, lässt sich noch kein Zeitreihenvergleich anstellen. 2009 ist das erste 
„vollständige“ Jahr zur Abbildung und Analyse der Auswirkungen und Umsetzungser-
fahrungen des Landeskinderschutzgesetzes. Insbesondere die Daten der Gesund-
heitsämter sind vorsichtig zu interpretieren. Da in 2009 immer wieder kleinere Verände-
rungen bei dem Einladungs- und Rückmeldeverfahren vorgenommen wurden, konnten 
verschiedene Variablen zur Verfahrensdauer nicht ausgewertet werden. Dennoch bie-
ten die vorliegenden Daten ein gutes Fundament, um erste Einschätzungen zu Mög-
lichkeiten und Grenzen des Landeskinderschutzgesetzes und ggf. Nachsteuerungen in 
der praktischen Umsetzung vornehmen zu können. Zur Gesamtbeurteilung der Aus- 
und Nebenwirkungen des Gesetzes ist ein Erhebungsjahr allerdings zu kurz. Der Auf-
bau von Netzwerken und Angeboten in den Jugendamtsbezirken braucht ebenso Zeit 
wie die Implementierung des verbindlichen Einladungswesens, das auf ein reibungslo-
ses Zusammenspiel einer Vielzahl von Akteuren angewiesen ist. Insofern können die 
Daten schon auf Schwachstellen und Korrekturbedarf im System hinweisen. Für eine 
Gesamtbeurteilung reichen sie nach einem Jahr Umsetzungserfahrung jedoch nicht 
aus. 
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4. Die Inanspruchnahme von Früherkennungsuntersuchun-
gen und das Aufgabenspektrum der Gesundheitsämter 

Das nachfolgende Kapitel beschreibt und analysiert die Umsetzungserfahrungen 2009 
mit dem verbindlichen Einladungs- und Erinnerungswesen zur Steigerung der Inan-
spruchnahme der Früherkennungsuntersuchungen. Das rheinland-pfälzische Kinder-
schutzgesetz sieht in der Sicherung der Teilnahme aller Kinder an den Früherken-
nungsuntersuchungen einen wichtigen Schritt zur Verbesserung der Kindergesundheit. 
Bei den Früherkennungsuntersuchungen handelt es sich um gesetzlich abgesicherte 
Regelleistungen für Kinder, die ein frühzeitiges Erkennen von körperlichen, psychi-
schen und geistigen Gefährdungen, Entwicklungsverzögerungen oder –beein-
trächtigungen ermöglichen. 

Früherkennungsuntersuchungen haben eine hohe Akzeptanz bei Familien. Allerdings 
nimmt die Teilnahmerate nach dem 1. Lebensjahr deutlich ab und schwankt je nach 
Sozialstatus oder Migrationshintergrund. Eine Studie des Robert-Koch-Institutes stellt 
fest, dass die Teilnahmeraten bei der U1 – U3-Untersuchung innerhalb des 1. Lebens-
jahres bei 95% liegen. Dann erfolgt sukzessive ein Rückgang bis zur U9 im 5. Lebens-
jahr auf 80% (vgl. Robert-Koch-Institut 2006). Kinder aus Familien mit niedrigem Sozi-
alstatus nehmen bereits an der U3 nur noch zu 91% teil. Bei Kindern mit Migrationshin-
tergrund ist die Teilnahmequote noch geringer. 

Durch das verbindliche Einladungs- und Erinnerungswesen soll allen Kindern die Mög-
lichkeit zur Inanspruchnahme der jeweils anstehenden Früherkennungsuntersuchun-
gen eröffnet werden. Dazu wurde eine zentrale Stelle eingerichtet, die Eltern frühzeitig 
über die jeweils anstehenden Früherkennungsuntersuchungen informiert. Im Jahr 2009 
wurden rund 258.000 Einladungsschreiben versandt. Die zentrale Stelle lädt ab der U4 
ein. Die vorangehenden Früherkennungsuntersuchungen (U1 – U3) werden z.T. schon 
in der Geburtsklinik bzw. innerhalb der ersten 4 Wochen vorgenommen. Für diese kur-
ze Zeitspanne zwischen Geburt und Untersuchung kann schon aus verfahrenstechni-
schen Gründen kein Einladungswesen sinnvoll umgesetzt werden. Das Einladungs- 
und Erinnerungswesen wurde in 2009 stufenweise ausgebaut. Während für die U4 und 
U5 bereits 2008 eingeladen und erinnert wurde, folgten in 2009 sukzessive Erinnerun-
gen an die anderen U-Untersuchungen. 

 

4.1 Meldungen zur Nicht-Insapruchnahme von Früherkennungsuntersu-
chungen 

Bei den 24 rheinland-pfälzischen Gesundheitsämtern gingen im Jahr 2009 26.435 Mel-
dungen über nicht bestätigte oder nicht wahrgenommene Früherkennungsuntersu-
chungen ein. Bei einer Grundgesamtheit von etwa 258.000 Einladungsschreiben ent-
spricht dies einem Anteil von mehr als 9%. Um es gleich voranzustellen, so ist eine 
Meldung an ein Gesundheitsamt nicht gleichzusetzen mit einer Nicht-Teilnahme an 
einer Früherkennungsuntersuchung. Die Zahl sagt lediglich aus, dass bei der zentralen 
Stelle keine Bestätigung über die Realisierung der entsprechenden U-Untersuchung 
einging und dadurch die Information des Gesundheitsamtes ausgelöst wurde. Wie die 
nachfolgenden Daten zeigen, handelt es sich in ca. 20.000 Fällen um „falsch positiv“ 
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Meldungen. Das bedeutet, dass obwohl eine U-Untersuchung durchgeführt wurde, 
keine Bestätigung bei der zentralen Stelle einging. Auch wenn die Gesamtzahl der 
über 26.000 bei den Gesundheitsämtern eingehenden Meldungen nichts über die 
Wahrnehmung von Früherkennungsuntersuchungen aussagt, so bildet sie doch die 
Schwierigkeiten im Erinnerungs- und Rückmeldesystem und das Arbeitsaufkommen 
bei den Gesundheitsämtern ab. 

Die nachfolgende Abbildung zeigt die Anzahl der Meldungen nach Gesundheitsamts-
bezirken. Je nach Größe des Zuständigkeitsbereichs streut die Anzahl der Meldungen 
zwischen 370 beim Gesundheitsamt Cochem-Zell und 2775 beim Gesundheitsamt 
Rhein-Pfalz-Kreis. 

 

Anzahl der Meldungen durch die Gesundheitsämter
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Die Darstellung der absoluten Anzahl an Meldungen ist allerdings nur bedingt aussa-
gekräftig, da sie in Relation zur Bevölkerung in dem jeweiligen Zuständigkeitsbereich 
eines Gesundheitsamtes gesetzt werden muss. Deshalb basiert die nachfolgende Ab-
bildung auf einer Eckwertberechnung. Hier wird die Anzahl der Meldungen ins Verhält-
nis zur Anzahl der Kinder unter 6 Jahre in dem jeweiligen Zuständigkeitsbereich ge-
setzt. Aus dieser Abbildung geht hervor, dass im Landesdurchschnitt etwa 135 Mel-
dungen je 1000 unter 6-jährige Kinder bezüglich vermeintlich oder faktisch nicht wahr-
genommener U-Untersuchungen angefallen sind. Auch hier zeigen sich zwischen den 
Gesundheitsamtbezirken deutliche Unterschiede. Während im Gesundheitsamtbezirk 
Südlichen Weinstraße auf 1000 Kinder unter 6 Jahre 107 gemeldete Nicht-
Inanspruchnahmen kamen, waren es im Gesundheitsamtbezirk Birkenfeld 173. 
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Womit diese erheblichen Unterschiede zwischen den Gesundheitsamtsbezirken zu-
sammenhängen, kann an dieser Stelle nicht erklärt werden. Die Ursachen sind vielfäl-
tig und reichen von Informationsdefiziten oder Akzeptanzproblemen bei den Kinderärz-
ten in der Anlaufphase, die die Untersuchungsbestätigungen nicht an die zentrale Stel-
le faxten über Auslandsaufenthalte der Eltern bis zu technischen Übermittlungsproble-
men. Diese Daten sagen noch nichts über die tatsächliche Nicht-Inanspruchnahme der 
Früherkennung aus. 

Unterschiede bei der Nicht-Inanspruchnahme zeigen sich nicht nur zwischen den Ge-
sundheitsamtbezirken, sondern auch bei den jeweiligen Früherkennungsuntersuchun-
gen. Das Einladungs- und Erinnerungswesen wurde in 2009 für die Früherkennungs-
untersuchungen U4 bis U9 umgesetzt. Wie die nachfolgende Tabelle veranschaulicht, 
liegt der Anteil der Meldungen über nicht eingegangene Untersuchungsbestätigungen 
bei den U-Untersuchungen Nr. 4, 5, 6 und 9 zwischen 8 und 12%. Für das Berichtsjahr 
2009 konnten die U-Untersuchungen U7 und U7a nur gemeinsam erfasst werden. Am 
höchsten fällt die Meldequote bei U8 mit knapp 26% aus. 
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Abb.: Fehlende Bestätigungen nach Art der Früherkennungsuntersuchung 
 

Alter  
(LM= Lebens-
monat) 

Fehlende Bestä-
tigung der Früh-
erkennungs-
untersuchung 

Häufigkeit 
der Nennun-
gen 

Anteil an allen im Jahr 2009  
fehlenden Bestätigungen (U4-U9) 

3.-4. LM Nr. 4 2827 10,7% 

6.-7. LM Nr. 5 3150 11,9% 

10.-12. LM Nr. 6 2600 9,8% 

21.-24. LM 

34.-36. LM 

Nr. 7 und 

Nr. 7a 
7764 29,4% 

46.-48 LM Nr. 8 6832 25,8% 

60.-64. LM Nr. 9 3201 12,1% 

k.A. -- 79 0,3% 

 Gesamt 26453 100% 

 

Wie die Tabelle veranschaulicht, ist das Alter der Kinder zunächst kein hinreichender 
Indikator für eine nicht bestätigte Untersuchung. Der Anteil der bei den Gesundheits-
ämtern eingehenden Meldungen ist bei Säuglingen und Kleinkindern unter einem Le-
bensjahr kaum geringer als bei Kindern im fünften Lebensjahr (U9). 

Auch wenn die hier dargestellten Meldungen noch nichts darüber aussagen, ob Unter-
suchungen tatsächlich nicht in Anspruch genommen wurden oder ob nur die Daten-
übermittlung aus welchem Grund auch immer nicht funktioniert hat, so müssen die Ge-
sundheitsämter jeder Meldung nachgehen. Das Landeskinderschutzgesetz regelt nur, 
dass die Gesundheitsämter unverzüglich mit der gesetzlichen Vertretung des Kindes 
Verbindung aufnehmen müssen und in geeigneter Weise auf die Inanspruchnahme der 
Früherkennungsuntersuchung hinwirken (§ 8, Abs. 2 Landeskinderschutz). Im Rahmen 
einer Arbeitshilfe wird präzisiert, wie das „Hinwirken in geeigneter Weise“ aussehen 
kann. Dazu wurde ein gestuftes Verfahren vorgeschlagen, das mit einer schriftlichen 
bzw. telefonischen Kontaktaufnahme beginnt und bei weiterer Nicht-Teilnahme zu ei-
nem persönlichen Besuch führt (vgl. Servicestelle Kindesschutz2009, S. 7 ff).  

Wie die nachfolgende Abbildung verdeutlicht, versenden die Gesundheitsämter in 
knapp drei Viertel aller Fälle ein Erinnerungsschreiben, indem sie auf die anstehende 
Früherkennungsuntersuchung hinweisen. In mehr als jedem fünften Fall erfolgt eine 
telefonische Nachfrage bei der betreffenden Familie. Nur in wenigen Fällen erfolgt di-
rekt ein Hausbesuch.  
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Ist die erste Kontaktaufnahme nicht erfolgreich, so ändert sich auch die Arbeitspraxis 
der Gesundheitsämter. Die zweite Kontaktaufnahme erfolgt dann meist telefonisch 
(75%) oder in Form eines Hausbesuches (23%).  

 

4.2 Was verbirgt sich hinter den Meldungen an die Gesundheitsämter? 

Die Gesundheitsämter bearbeiten jede Meldung über vermeintliche oder tatsächlich 
nicht in Anspruch genommene Früherkennungsuntersuchungen. Dabei werden auch 
die Gründe bei den Familien erfragt und im Rahmen des vorliegenden Monitoring-
systems erfasst. Wie die nachfolgende Grafik zeigt, handelt es sich in mehr als drei 
Viertel aller Fälle um sogenannte „falsch-positiv Meldungen“. Dieser Begriff steht dafür, 
dass bei der zentralen Stelle zwar keine Bestätigung über die Durchführung der anste-
henden Früherkennungsuntersuchung einging und damit eine „positive“ Meldung an 
das zuständige Gesundheitsamt erfolgte. Bei der Erfragung der Gründe bei der Familie 
zeigt sich aber dann, dass die Meldung „falsch“ war, da die Untersuchung bereits 
durchgeführt wurde. Die nachfolgende Abbildung verdeutlicht, was sich im Einzelnen 
hinter den Meldungen an die Gesundheitsämter verbirgt.  
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In mehr als der Hälfte aller Fälle (13.690) stellen die Gesundheitsämter bei der Kon-
taktaufnahme mit der Familie fest, dass die Früherkennungsuntersuchung bereits 
durchgeführt wurde, aber keine Bestätigung dazu bei der zentralen Stelle einging. Die 
Ursachen hierfür sind vielfältig. Mitunter haben Eltern das Rückmeldefax beim Arztter-
min nicht dabei oder aber die Arztpraxis vergisst, das Bestätigungsfax an die zentrale 
Stelle zu senden. Auch bei der Übermittlung von Daten können Probleme auftreten, 
wenn die Angaben im Fax unleserlich sind oder Übertragungsfehler in die Datenbank 
vorkommen.  

In knapp 4.800 Fällen kam es zu Terminüberschneidungen. Das bedeutet, dass Eltern 
außerhalb bestimmter Fristen die Früherkennungsuntersuchungen wahrgenommen 
haben und dadurch eine „falsch-positiv Meldung“ ausgelöst wurde oder sich Meldung 
und Untersuchung überschnitten haben. In knapp 1.200 Fällen wurde die Früherken-
nungsuntersuchung außerhalb von Rheinland-Pfalz durchgeführt und kein Bestäti-
gungsschreiben an die zentrale Stelle geschickt. Auch bei genauerer Analyse der Ka-
tegorie „andere Gründe“ finden sich „falsch-positiv Meldungen“ wie bspw. dass der 
junge Mensch in dauerhafter ärztlicher Behandlung ist (218 Fälle). 

In etwa 1.770 Fällen gaben die Eltern an, dass sie den Termin vergessen hätten. In 
etwa 280 Fällen konnten die Eltern aufgrund von sprachlichen Verständigungsproble-
men nicht verstehen, was es mit den Früherkennungsuntersuchungen auf sich hat. In 
weiteren 268 Fällen war den Eltern die Bedeutung und die Notwendigkeit der Früher-
kennungsuntersuchungen nicht bekannt. 

Zusammenfassend lässt das vorliegende Datenmaterial die Schlussfolgerung zu, dass 
es sich in über 20.000 Fällen um „falsch-positiv Meldungen“ (76,7%) handelt, also eine 
Untersuchung auch ohne die Intervention des Gesundheitsamtes durchgeführt wurde. 
In etwas mehr als 6.100 Fällen – also in jedem 4. Fall – bewirkte jedoch das verbindli-
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che Erinnerungs- und Einladungswesen, dass Eltern über die anstehenden Untersu-
chungen informiert und über die Kontaktaufnahmen der Gesundheitsämter auf die Be-
deutung hingewiesen wurden. 

 

Gründe für Meldungen an das Gesundheitsamt 
(Anzahl der Meldungen, n=26453)

6162

20291

Gruppe B: U-Untersuchung wurde (noch)
nicht in Anspruch genommen)

GruppeA: "falsch positive" Meldungen U-
Untersuchung wurde durchgeführt

 

Die hohe Anzahl an „falsch-positiv Meldungen“ in 2009 kann sicherlich noch auf Imp-
lementierungsprobleme zurückgeführt werden. Aufgrund der Tatsache, dass das Lan-
deskinderschutzgesetz erst im März 2008 in Kraft trat, verwundert es nicht, dass ein 
solch kompliziertes Verfahren etwa ein Jahr später noch Schwächen aufzeigt. Von der 
Übermittlung von Einwohnermeldedaten an die zentrale Stelle über die Einbindung 
aller mit Früherkennungsuntersuchungen betrauten Ärzte in Rheinland-Pfalz und in 
anderen Bundesländern bis hin zur Notwendigkeit, dass Eltern das Rückmeldeformular 
in brauchbarer Qualität dabei haben, gibt es eine Reihe von verfahrenstechnischen 
Regelungsnotwendigkeiten, die mehr oder weniger stark beeinflussbar und gezielt ver-
bessert werden können.  

Schon in 2009 wurden verfahrenstechnische Verbesserungen vorgenommen, um die 
Anzahl von falsch-positiv Meldungen zu reduzieren. Die Erinnerungsschreiben an die 
Eltern wurden zeitlich näher an die Untersuchungsfristen gekoppelt, so dass anstehen-
de Termine nicht erneut durch eine zu große zeitliche Distanz (z.B. über mehrere Mo-
nate) vergessen werden. Darüber hinaus wurden auch die Toleranzzeiten für die Un-
tersuchungen in den Blick genommen. Die Früherkennungsuntersuchungen können 
nur in bestimmten zeitlich Fristen von Ärzten mit den jeweiligen Kassen abgerechnet 
werden. Die Toleranzgrenzen für Abrechnungszeiten schließen circa einen Monat vor 
und einen Monat nach dem eigentlichen Untersuchungszeitraum ein. So kann es pas-
sieren, dass sich Familien erst so spät an einen Arzt wenden, dass dieser die Untersu-
chung nicht mehr abrechnen kann und ggf. nicht durchführt. An diesem Beispiel wird 
deutlich, dass die Einführung eines verbindlichen Einladungs- und Erinnerungswesens 
eine Reihe von Detailfragen nach sich zieht, die offensichtlich erst im Umsetzungspro-
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zess auftauchen. Da in diesem System der direkte Zugriff auf viele beteiligte Akteure 
fehlt, wird sich auch in Zukunft bei bestmöglicher Sorgfalt in der Umsetzung der Anteil 
von „falsch-positiv Meldungen“ nur begrenzt verringern lassen. 

 

4.3 Die „echten“ Nicht-Inanspruchnahmen von Früherkennungsuntersu-
chungen 

Im weiteren Verlauf der Analyse wird nur noch die Gruppe genauer betrachtet, die tat-
sächlich zum Zeitpunkt der Intervention des Gesundheitsamtes keine Früherken-
nungsuntersuchung durchgeführt hat. Wie die vorangegangen Ausführungen gezeigt 
haben, handelt es sich dabei um 6.162 Fälle im Jahr 2009. Die nachfolgende Abbil-
dung zeigt auch hier deutliche Unterschiede zwischen den Gesundheitsämtern. Im 
Durchschnitt von Rheinland-Pfalz kommen etwa 34 Meldungen bzgl. nicht durchgeführ-
ter Früherkennungsuntersuchungen auf 1.000 Kinder unter 6 Jahre. Im Gesundheits-
amtbezirk Alzey-Worms liegt dieser Wert um das Dreifache (110) über dem Landes-
durchschnitt während im Gesundheitsamtbezirk Ahrweiler der Wert lediglich 6 beträgt. 

 

 

Fragt man danach, welche Früherkennungsuntersuchung nicht durchgeführt wurde und 
wie sich die Altersstruktur der Kinder darstellt, kommt man zu folgendem Befund: Der 
Tendenz nach bestätigen die Daten für jedes Altersjahr einzeln betrachtet, dass mit 
zunehmendem Alter der Kinder die Teilnahmequote an den U-Untersuchungen sinkt. 
Dennoch verweisen die Daten darauf, dass die Früherkennungsuntersuchungen eine 
sehr hohe Akzeptanz in der Bevölkerung haben bzw. Kindergesundheit über das Ein-
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ladungs- und Erinnerungswesen stärker gefördert wurde. Eltern hatten den Termin für 
die Untersuchung vergessen und nahmen diesen durch die Erinnerung wahr bzw. 
nahmen die Untersuchung mit ihren Kindern in Anspruch, nachdem ihnen deren Not-
wendigkeit deutlich wurde (siehe Graphik S.24). Bezogen auf alle versendeten Erinne-
rungsschreiben beträgt die Nicht-Teilnahmequote rund 2%. Das bedeutet, dass in etwa 
98% aller Fälle die anstehenden Untersuchungen durchgeführt wurden. 

Wurden die Gesundheitsämter aktiv, dann erfolgte in über der Hälfte aller Fälle der 
Erstkontakt noch am Tag des Eingangs der Meldung. In 84% aller Fälle erfolgte die 
Kontaktaufnahme binnen einer Woche. In 16% aller Fälle erstreckte sich der Erstkon-
taktversuch von einer Woche bis hin zu mehr als einem Monat. 
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In knapp 28% der Fälle (1695) musste das Gesundheitsamt nur einmal Kontakt zur 
Familie aufnehmen, um über die Früherkennungsuntersuchung zu informieren und auf 
eine Teilnahme hinzuwirken. In diesen Fällen reichte oftmals bereits eine schriftliche 
Information. In knapp drei Viertel aller Fälle fanden allerdings mehrere Kontaktversu-
che statt, telefonisch (2.876 Fälle) oder in Form eines Hausbesuches (1.631 Fälle). In 
1.019 Fällen wurde wiederholt schriftlich informiert. 
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Die Gründe der Eltern, die zu einer Nicht-Teilnahme bei den Früherkennungsuntersu-
chungen führten, sind vielfältig. Als häufigste Einzelnennung wurde „Termin vergessen“ 
angegeben (26%). In jeweils 4% der Fälle gab es sprachliche Verständigungsprobleme 
oder die Notwendigkeit der Untersuchung wurde nicht erkannt. In etwas mehr als 1% 
der Fälle fehlte eine Krankenversicherung. Unter der Kategorie „Sonstiges“ findet sich 
ein breites Spektrum an Aussagen, die von „langen Auslandsaufenthalten“ bis hin zur 
generellen Ablehnung solcher Untersuchungen reichen. 

 

Gründe für die (bisherige) Nicht-
Inanspruchnahme der U-Untersuchung der 
Gruppe B 

Anzahl Anteil der gesamten 
Gründe in Prozent 

Termin vergessen 1622 26,3 

Einladung aufgrund sprachlicher Probleme 
nicht verstanden 

269 4,4 

Notwendigkeit der Untersuchung nicht ver-
standen 

244 4,0 

Fehlende Krankenversicherung 81 1,3 

Sonstige Gründe 1473 23,9 

Keine Angabe von Gründen 2473 40,1 

Gesamt 6162 100 

 

Bezogen auf die Anzahl der verschickten Einladungsschreiben für die U4 - U9 liegt die 
Inanspruchnahmequote in 2009 bei mindestens 98%. Dieses Datum belegt, dass eine 
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zentrale Zielsetzung des Gesetzes zur Förderung der Kindergesundheit durch die Er-
höhung der Inanspruchnahmequote von Früherkennungsuntersuchungen erreicht wur-
de. 

In knapp 1.400 Fällen konnten die Gesundheitsämter durch ihre Intervention keine In-
anspruchnahme der Früherkennungsuntersuchung erreichen. Diese Fälle wurden an 
die Jugendämter verwiesen, um zu prüfen, ob hier ein Hilfebedarf besteht. In 124 Fäl-
len gaben die Gesundheitsämter an, dass sie im Kontakt mit der Familie auf (gewichti-
ge) Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung gestoßen sind und diese dem Ju-
gendamt mitgeteilt haben.  

 

4.4 Die Kernbefunde im Überblick 

• Ein zentrales Element des rheinland-pfälzischen Kinderschutzgesetzes (LKind-
SchuG) besteht in der Förderung der Kindergesundheit durch die Steigerung der 
Inanspruchnahme von Früherkennungsuntersuchungen. Dazu wurde ein verbindli-
ches Einladungs- und Erinnerungswesen installiert. Personensorgeberechtigte er-
halten für anstehende Früherkennungsuntersuchungen (U4 - U9) rechtzeitig ein 
Einladungs- und Erinnerungsschreiben. Werden die Untersuchungen nicht durch-
geführt, erfolgt eine Meldung an das zuständige Gesundheitsamt, das Kontakt zur 
Familie aufnimmt und erneut auf die Bedeutung der Untersuchung und die Inan-
spruchnahme hinweist. Ist auch diese Intervention erfolglos, ergeht eine Informati-
on an das örtlich zuständige Jugendamt, das ggf. einen Hilfebedarf prüft. 

• Im Jahr 2009 wurden von der neu eingerichteten zentralen Stelle etwa 258.000 
Einladungs- und Erinnerungsschreiben verschickt. In knapp 26.500 Fällen kam es 
zu einer Meldung an die Gesundheitsämter, da bei der zentralen Stelle keine Un-
tersuchungsbestätigung einging. 

• Die Anzahl der Meldungen über fehlende Untersuchungsbestätigungen an die Ge-
sundheitsämter schwankt im interkommunalen Vergleich erheblich und reicht von 
370 bis hin zu 2.800. Setzt man die Meldungen ins Verhältnis zu Anzahl der Kinder 
unter 6 Jahren in den jeweiligen Gesundheitsbezirken, so zeigt sich auch hier eine 
erhebliche Streubreite. Im rheinland-pfälzischen Durchschnitt kam es zu 134 Mel-
dungen pro 1.000 Kinder unter 6 Jahren. Der niedrigste Wert lag bei etwa 106 und 
der höchste bei 172 Meldungen je 1.000 unter 6 Jahren. Die Ursachen für diese 
erheblichen interkommunalen Differenzen können hier nicht erklärt werden und 
hängen mit vielfältigen Einflussfaktoren zusammen (z.B. Grenzregion zu anderen 
Bundesländern, Information der Ärzte, technische Übermittlungsverfahren). 

• Der Anteil fehlender Untersuchungsbestätigungen schwankt erheblich zwischen 
den einzelnen U4 - U9. Die höchsten Werte fanden sich mit knapp 26% bei der U8 
(Kinder im Alter von etwa 4 Jahren). Bei allen anderen Untersuchungen liegen die 
Meldequoten deutlich darunter. 

• Bei einer Meldung agieren die Gesundheitsämter zumeist in einem abgestuften 
Verfahren. In drei Viertel aller Fälle erfolgt eine schriftliche Erinnerung. In etwas 
mehr als jedem 5. Fall nimmt das Gesundheitsamt telefonisch Kontakt auf. Ist das  
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Vorgehen nicht erfolgreich, dann erhöhen sich die Werte für eine persönliche Kon-
taktaufnahme über Telefon (50%) und durch einen Hausbesuch (27%). 

• In allen 26.000 gemeldeten Fällen wurden die rheinland-pfälzischen Gesundheits-
ämter aktiv. Dabei stellte sich heraus, dass in über 20.000 Fällen bereits eine Frü-
herkennungsuntersuchung durchgeführt wurde, allerdings bei der zentralen Stelle 
kein Bestätigungsschreiben einging. In knapp 77% aller Fälle kam es also zu einer 
„falsch-positiv Meldung“. Um dieses Datum richtig interpretieren zu können, muss 
man wissen, dass es sich bei dem Einladungs- und Erinnerungswesen um ein sehr 
komplexes System handelt, dass nur bedingt „direkt“ steuer- bzw. beeinflussbar ist. 
Bis zum Beginn dieser Erhebung in 2009 gab es zwar einen Vorlauf von etwa 9 
Monaten. Für die Implementierung des gesamten Verfahrens handelt es sich ange-
sichts der Vielzahl an zu beteiligenden Akteure (z.B. Ärzte, Kliniken, Ämter) und 
dem zu betreibenden technischen Aufwand um eine recht kurze Zeitspanne. Ver-
schiedene Schwachstellen im Verfahren konnten schon in 2009 korrigiert werden. 
Dennoch kann nicht davon ausgegangen werden, dass die Anzahl der „falsch-
positiv“ Meldungen bereits im nächsten Berichtsjahr gravierend reduziert werden 
kann. 

• Wie es der Gesetzgeber vorsieht, nehmen die Gesundheitsämter recht zügig Kon-
takt mit den betreffenden Familien auf. In knapp 60% der Fälle erfolgt die Kontakt-
aufnahme noch am selben Tag (3.600 Fälle) bzw. in 84% der Fälle binnen einer 
Woche. 

• Werden Früherkennungsuntersuchungen nicht wahrgenommen, dann handelt es 
sich in etwa 25% der Fälle um Säuglinge und Kleinkinder (U4- U6). Wie vermutet, 
steigt die Nicht-Teilnahmequote tendenziell mit zunehmendem Alter der Kinder (bei 
der U8 ist die Quote am höchsten). 

• Durch die Intervention der Gesundheitsämter können die allermeisten Familien zur 
Teilnahme an den Früherkennungsuntersuchungen bewogen werden. Oftmals hat-
ten Eltern den Termin vergessen, waren im Ausland oder erkannten die Bedeutung 
der Untersuchung nicht. Nach der Intervention der Gesundheitsämter beträgt die 
Teilnahmequote bei allen Früherkennungsuntersuchungen circa 98%. Dieses Da-
tum belegt, dass eine Zielsetzung des Gesetzes, die sich auf die Erhöhung der 
Teilnahmequote bezieht, erreicht werden konnte. 

• In ca. 1.400 Fällen konnten auch die Gesundheitsämter die Familien nicht zur In-
anspruchnahme der Früherkennungsuntersuchungen bewegen und meldeten diese 
Fälle an die Jugendämter. Das Landeskinderschutzgesetz fokusiert Aspekte der 
Prävention und Förderung von Kindergesundheit. In 124 Fällen wurden durch das 
Verfahren von den Gesundheitsämtern (gewichtige) Anhaltspunkte für eine Kin-
deswohlgefährdung festgestellt. 
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5. Die Unterrichtung der Jugendämter in Folge der Nicht-
Inanspruchnahme der Früherkennungsuntersuchung 

Werden auch nach der Intervention des Gesundheitsamtes die anstehenden Früher-
kennungsuntersuchungen nicht durchgeführt, erfolgt eine Unterrichtung des örtlich zu-
ständigen Jugendamtes (§ 9 LKindSchuG). Die Jugendämter prüfen unverzüglich, ob 
ein Hilfebedarf vorliegt und stellen die notwendigen und geeigneten Maßnahmen zur 
frühen Förderung und zum Schutz von Kindern zur Verfügung (§ 9, Abs. 2 LKind-
SchuG), so die Formulierung des Gesetzgebers. 

 

5.1 Interkommunale Disparitäten bei der Verteilung der Meldungen 

Bei den rheinland-pfälzischen Jugendämtern gingen in 2009 1.600 Unterrichtungen 
über nicht wahrgenommene Früherkennungsuntersuchungen ein. Wie die folgende 
Graphik zeigt, entfallen dabei mehr als die Hälfte aller Meldungen auf Landkreisju-
gendämter (54%). Bei etwa jeder dritten Meldung handelt es sich um ein Jugendamt in 
einer kreisfreien Stadt und in 6% der Fälle betraf es ein Jugendamt einer kreisangehö-
rigen Stadt. 

 

Weiterleitungen an die Jugendämter
(Anzahl/Anteil der Nennungen der <6jährigen, n=1.600)

599; 37%

854; 54%

47; 3% 100; 6%
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Kreisangehörige Städte

Keine Angabe

 

Bei einer differenzierten Auswertung der Daten zeigen sich auch hier erhebliche inter-
kommunale Disparitäten. Im rheinland-pfälzischen Durchschnitt erfolgt bei 8 von 1.000 
Kindern unter 6 Jahren die Unterrichtung eines Jugendamtes wegen der Nicht-
Inanspruchnahme einer Früherkennungsuntersuchung. Die regionale Verteilung weicht 
von diesem Durchschnittswert allerdings erheblich ab. Zunächst einmal fallen deutliche 
Unterschiede zwischen den Städten und Landkreisen auf. In den kreisfreien Städten 
erhalten die Jugendämter durchschnittlich 14 Meldungen je 1.000 Kinder unter 6 Jah-
ren. In der Stadt Landau liegt der Wert mit 26 je 1.000 fast doppelt so hoch wie im 
Durchschnitt der Städte. In Neustadt und auch in der Stadt Bad Kreuznach erfolgen 
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weniger als zwei Meldungen je 1.000 Kinder unter 6 Jahren an das jeweilige Jugend-
amt. Der Blick auf die nachfolgende Graphik zeigt hier bei den Städten eine Streuung 
um fast das 25fache. 

 

 

Der Wert für die Landkreise liegt mit 6 je 1.000 etwas unter dem Landesdurchschnitt. 
Aber auch hier gibt es deutliche Differenzen zwischen den Landkreisjugendämtern. In 
der Südlichen Weinstraße erfolgt eine Unterrichtung des Jugendamtes bei 16 je 1.000 
Kinder unter 6 Jahren während der Wert im Landkreis Altenkirchen lediglich bei 1 liegt. 

Womit diese erheblichen Unterschiede zusammenhängen, kann hier nicht eindeutig 
erklärt werden. Möglicherweise wirkt sich der unterschiedliche Kenntnisstand der Kin-
derärzte über das (bis dato noch neue) Verfahren ebenso aus, wie die unterschiedli-
chen Arbeitsweisen der Gesundheitsämter bevor eine Mitteilung an das Jugendamt 
geht. Plausibilisieren lässt sich noch die Stadt-Land-Differenz, da die KiGGs-Studie 
schon zu dem Ergebnis kam, dass in den Städten die Teilnahmequote an den Früher-
kennungsuntersuchungen geringer ist, als in ländlichen Regionen. Hier spielen Sozial-
strukturfaktoren ebenso eine Rolle wie ein höheres Maß an sprachlichen Verständi-
gungsproblemen durch höhere Anteile von Migranten. Die erheblichen Streuungen 
innerhalb der beiden Gruppen der Landkreis- und Stadtjugendämtern können aller-
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dings nicht mehr mit Sozialstrukturunterschieden erklärt werden. Hier zeigten die Daten 
für 2009 weder Zusammenhänge zur Armuts- und Arbeitslosenquote in den jeweiligen 
Gebietskörperschaften noch zum Anteil Alleinerziehender oder der Interventionshäu-
figkeit der Jugendämter im Rahmen von Inobhutnahmen oder der Gewährung von Hil-
fen zur Erziehung (§§ 27 ff SGB VIII).  

 

5.2 Soziodemographische Merkmale der Kinder und eingeleitete Hilfen 

Das Landeskinderschutzgesetz (LKindSchuG) regelt, dass die Gesundheitsämter be-
stimmte Informationen an die Jugendämter weitergeben dürfen, wenn Früherken-
nungsuntersuchungen nicht durchgeführt werden. Diese Informationen beziehen sich 
sowohl auf die ausstehende Untersuchung, die Gründe für die Nichtteilnahme sowie 
personenbezogene Daten, die eine Kontaktaufnahme ermöglichen sollen (§ 9 LKind-
SchuG). Die nachfolgende Abbildung zeigt die Verteilung der Nicht-Inanspruch-
genommenen Früherkennungsuntersuchungen. In etwa jedem dritten Fall bezog sich 
die Nicht-Teilnahme auf eine U4, U5 oder U6. Das bedeutet, dass es sich um Säuglin-
ge und Kleinkinder handelte, die den Jugendämtern gemeldet wurden. Die höchsten 
Werte entfallen auf die U8. Wie bereits erwähnt konnten die Früherkennungsuntersu-
chungen U7 und U7a für dieses Berichtsjahr nur gemeinsam erfasst werden und sind 
daher auch kaum interpretierbar.  

Anlass der Weiterleitung nach Nicht-Inanspruchnahme der jeweiligen 
Früherkennungsuntersuchungen 

(Anzahl der Nennungen, n=1600)
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Geschlechtsspezifische Unterschiede lassen sich bei der Unterrichtung der Jugendäm-
ter nicht erkennen. Fast zu gleichen Teilen handelt es sich bei den 1.600 Fällen um 
Jungen und Mädchen. Auffälligkeiten zeigen sich aber, wenn man nach der Häufigkeit 
des Migrationshintergrundes der Kinder fragt. Schon die KiGGs-Studie hat deutlich 
gemacht, dass Kinder mit Migrationshintergrund seltener eine Früherkennungsuntersu-
chung in Anspruch nehmen, obwohl sie von Gesundheitsrisiken häufiger betroffen sind 
(vgl. BMFSFJ 2009, S.6). 
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Bei der Unterrichtung der Jugendämter handelte es sich in 696 Fällen um Kinder mit 
Migrationshintergrund. Bei der Erfassung des Migrationshintergrundes wird die Defini-
tion des Mikrozensus zugrunde gelegt, die da lautet: Bei der Bevölkerung mit Migrati-
onshintergrund handelt es sich im Personen, die nach 1949 auf das heutige Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland zugezogen sind, sowie alle in Deutschland geborenen 
Ausländer/-innen und alle in Deutschland Geborenen mit zumindest einem zugezoge-
nen oder als Ausländer in Deutschland geborenem Elternteil (vgl. Statistisches Bun-
desamt 2010). 

 

Migrationshintergrund des Kindes 
Anteil in % aller an die Jugendämter weitergeleiteten Fälle

1,3

55,343,5

nein

ja

keine Angabe

 

Der Anteil von Kindern mit Migrationshintergrund an den Unterrichtungen der Jugend-
ämter ist mit 43,5% etwas höher als ihr Anteil an der Altersgruppe. Der Anteil von Kin-
dern unter sechs Jahren liegt bei rund 30% (vgl. Statistisches Bundesamt, Bött-
cher/Krieger/Kolvenbach 2/2010, S. 160) mit deutlichen Unterschieden zwischen den 
Kommunen. Für den erhöhten Anteil von Kindern mit Migrationshintergrund können 
unterschiedliche Erklärungsmuster angeführt werden. Sprachliche Probleme lassen 
sich hier ebenso benennen, wie Unkenntnisse bzgl. der Bedeutung dieser Untersu-
chung die in anderen Ländern in der Form nicht vorhanden ist. Trotz der Versendung 
mehrsprachiger Einladungs- und Erinnerungsschreiben zeigt sich hier noch weiterer 
Aufklärungs- und Informationsbedarf. 

Bei der genaueren Analyse der Gruppe, die den Jugendämtern durch die Gesund-
heitsämter zur Prüfung des Hilfebedarfs gemeldet wird, kommt man zu einem bemer-
kenswerten Befund. In fast der Hälfte aller gemeldeten Fälle ist die Familie dem Ju-
gendamt bereits bekannt oder erhielt zuvor schon Beratung oder eine Hilfe. In knapp 
41% der Fälle handelt es sich um junge Menschen und Familien, die zuvor noch kei-
nen Kontakt zum Jugendamt hatten. 
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Ist die Familie dem Jugendamt bereits bekannt? 
Angaben in % aller gültigen Fälle

 

Diese Daten zeigen zweierlei: Zum einen verweist das System der Gesundheitshilfe 
auf eine Zielgruppe, die auch im Fokus der Kinder- und Jugendhilfe steht. Angesichts 
der Tatsache, dass über die Früherkennungsuntersuchungen insbesondere frühe Hil-
fen und präventive Zugänge zur Gesundheits- und Jugendhilfe neu geschaffen werden 
sollten, überrascht der hohe Anteil der bereits von der Jugendhilfe erfassten Familien 
mit Säuglingen und Kleinkindern. Die Kinder- und Jugendhilfe scheint doch relativ früh 
Zugang zu Familien mit Hilfebedarf zu bekommen. Zum anderen werden aber auch 
neue Zugänge für Familien mit Kindern eröffnet, die vorher keinen Kontakt zur Kinder- 
und Jugendhilfe hatten. 

Dass das Jugendamt Kontakt zur Familie aufgenommen hat, bedeutet noch nicht, dass 
ein Hilfebedarf oder gar eine Kindeswohlgefährdung vorliegt. Die weitere Datenauswer-
tung zeigt, dass nach Einschätzung der Jugendämter in ca. 24% der Fälle ein Hilfebe-
darf festgestellt wurde. Das bedeutet auch, dass in etwa drei Viertel der Fälle kein wei-
terer Hilfebedarf vorlag. In konkreten Zahlen ausgedrückt, war in 380 Fällen ein weite-
rer Unterstützungsbedarf der Familie erkennbar. 
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War weiterer Hilfebedarf in der Familie erkennbar? 
Angaben in % aller gültigen Fälle
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keine Angabe

 

Wenn ein weiterer Hilfebedarf erkennbar wurde, erfolgte in der überwiegenden Zahl 
der Fälle eine Beratung durch das Jugendamt oder eine Weitervermittlung in Angebote 
der Elternbildung. In etwa 300 der 380 Fälle mit Hilfebedarf wurde durch wenig ein-
griffsintensive Interventionsformen dem Unterstützungsbedarf der Familien Rechnung 
getragen. In jedem 5. Fall hingegen (79 Fälle) wurde eine erzieherische Hilfe eingelei-
tet, die dann notwendig und geeignet ist, wenn eine dem Wohl des Kindes entspre-
chende Erziehung in der Familie nicht mehr gewährleistet ist (§§ 27 ff SGB VIII). In 
diesen Fällen handelte es sich im Schwerpunkt um eine ambulante Hilfe (66 Fälle) und 
zu geringen Anteilen um eine Tagesgruppe (7 Fälle) oder Heimunterbringung (6 Fälle). 

12
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Bei der Anzahl der eingeleiteten Hilfen zeigen sich wiederum erhebliche Unterschiede 
zwischen den Jugendamtsbezirken. Fast ein Drittel aller eingeleiteten Hilfen und 
durchgeführten Beratungen (107) entfällt auf den Landkreis Ahrweiler, was einem 
Eckwert von 19 je 1000 Kinder unter 6 Jahren entspricht. In den Landkreisen resultie-
ren aus den Meldungen der Gesundheitsämter etwa zwei Beratungen oder Hilfen je 
1000 Kinder unter 6 Jahren. Der Wert in den Städten liegt etwas darunter (1,8). In vie-
len Jugendamtsbezirken handelt es sich um Einzelfälle. 

 

In über 80% der eingeleiteten Hilfen war die Familie dem Jugendamt bereits aus vo-
rangehenden oder noch andauernden Hilfeprozessen bekannt. Von den insgesamt 407 
durchgeführten Beratungen oder eingeleiteten Hilfen zur Erziehung entfielen 331 auf 
Familien, die bereits vorher Kontakt zum Jugendamt hatten. Diese Relation trifft auf die 
Beratungen und noch stärker auf die Hilfen zur Erziehung zu. Bei den ambulanten und 
stationären Erziehungshilfen handelt es sich so gut wie ausschließlich um Kinder und 
Familien, die dem Jugendamt aus anderen Zusammenhängen nicht mehr fremd sind. 
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Eingeleitete Hilfen und Bekanntheit der Familien beim Jugendamt 
(Anzahl der Nennungen, Mehrfachnennungen der Hilfen möglich)
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5.3 Einschätzungen zur Kindeswohlgefährdung durch die Jugendämter 

Von den Jugendämtern wird erfasst, ob sie über den Kontakt zur Familie nach fachli-
cher Einschätzung eine Gefährdung des Kindeswohls feststellen konnten. Der Begriff 
der Kindeswohlgefährdung stammt aus dem Familien- und Kindschaftsrecht und ist im 
Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) verankert. Über die Feststellung einer Kindeswohlge-
fährdung können die Voraussetzungen für die Rechtfertigung staatlicher Eingriffe in 
das durch die Verfassung geschützte Elternrecht geschaffen werden. Im §1666 BGB 
heißt es dazu: „Wird das körperliche, geistige oder seelische Wohl des Kindes gefähr-
det und sind die Eltern nicht gewillt oder in der Lage, die Gefahr abzuwenden, so hat 
das Familiengericht die Maßnahmen zu treffen, die zur Abwendung der Gefahr nötig 
sind“ (Galm, Hees, Kindler 2010, S. 19). So vermeintlich eindeutig diese Formulierung 
auch klingen mag, so unscharf bleibt doch der Gefährdungsbegriff. Weder ist eindeutig 
positiv bestimmbar, was spezifisch unter körperlichem, geistigem oder seelischem 
Wohl des Kindes zu verstehen ist, noch lässt sich eindeutig negativ bestimmen, wann 
eine bestimmte Grenze überschritten ist und Eltern nicht mehr zur Gefahrenabwen-
dung in der Lage sind. 

Vor dem Hintergrund dieser Auslegungsschwierigkeiten hat der Bundesgerichtshof den 
Begriff der Kindeswohlgefährdung etwas klarer gefasst und drei Kriterien benannt: 

• die Gefährdung für das Kind muss gegenwärtig gegeben sein, 

• die (künftige) Schädigung muss erheblich sein, 

• die Schädigung muss sich mit ziemlicher Sicherheit vorhersehen lassen (vgl. 
Galm, Hees, Kindler 2010, S. 20). 

Dennoch bleibt die Einschätzung und Abwägung einer Gefährdungslage eine hoch 
anspruchsvolle und verantwortungsbewusste Aufgabe. In den wenigsten Fällen sind 
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gewichtige Anhaltspunkte gleich offensichtlich. Vielmehr müssen bei einer Gefähr-
dungseinschätzung verschieden Dimensionen geprüft werden: 

1. wie sich die altersabhängigen Bedürfnisse (körperlich, geistig, seelisches Wohl) 
des Kindes darstellen 

2. welchen Beitrag Eltern oder Dritte zur Abwendung der Gefährdung leisten oder 
nicht 

3. ob Belastungen oder Risikofaktoren zeitweilig oder dauerhaft auftraten 

4. und ebenso, ob zeitweilig oder dauerhaft Ressourcen oder Schutzfaktoren vor-
handen sind, 

5. und wie sich die erwartbaren Folgen für die kindliche Entwicklung darstellen (vgl. 
Schrapper 2008, S. 63). 

Dabei kann unterschieden werden, ob es sich um eine Vernachlässigung, Misshand-
lung oder (sexuellen) Missbrauch handelt. Diese Unterteilung findet sich häufig in der 
Fachliteratur. 

In 63 Fällen kamen die Jugendämter zu der fachlichen Einschätzung, dass eine Kin-
deswohlgefährdung vorlag. Das bedeutet, dass in 4% aller Fälle in denen keine Früh-
erkennungsuntersuchung durchgeführt und das Jugendamt unterrichtet wurde, eine 
nach fachlichen Maßstäben begründetet Kindeswohlgefährdung festgestellt werden 
konnte. Bei den Gesundheitsämtern wurden 124 Fälle mit (gewichtigen) Anhaltspunk-
ten für eine Kindeswohlgefährdung erfasst. Es lässt sich für das Berichtsjahr 2009 nicht 
feststellen, ob die 63 Fälle von Kindeswohlgefährdung in den 124 Verdachtsfällen der 
Gesundheitsämter enthalten sind. 

Wenn eine Kindeswohlgefährdung festgestellt wurde, dann handelt es sich in drei Vier-
tel aller Fälle um Vernachlässigung (46 Fälle). Unter Vernachlässigung wird gefasst, 
wenn die Gefährdung für das Kind dadurch entsteht, dass Eltern oder andere Bezugs-
personen die notwendige Fürsorge kontinuierlich unterlassen. In knapp 10% aller Fälle 
konnte eine körperliche Misshandlung (6 Fälle) festgestellt werden. In 3 Fällen wurde 
eine seelische Misshandlung offenkundig. In 11 Fällen war die Gefährdungslage nicht 
eindeutig diesen Kategorien zuordenbar. Hier fanden sich Angaben zu sucht/psychisch 
erkrankten Elternteilen, chronischen Erkrankungen eines Kindes bzw. komplexen 
Überforderungssituationen, die sowohl auf Vernachlässigungen wie auch Misshand-
lungen deuteten. 
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In 23 Fällen wurde zur Abwendung einer Gefährdung das Familiengericht angerufen. 
Untersucht man die Fälle mit der fachlichen Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung 
genauer, so stellt man fest, dass hier die Mehrheit dem Jugendamt schon vor der Un-
terrichtung durch die Gesundheitsämter bekannt war. In 22 der 23 Fälle mit Anrufung 
des Familiengerichts bzw. in 57 der 63 Fälle mit Feststellung einer Kindeswohlgefähr-
dung hatte das Jugendamt schon vorher Kontakt zur Familie. 

Die 63 Fälle von Kindeswohlgefährdungen verteilen sich auf 26 Jugendamtsbezirke. 
Das bedeutet, dass in 15 von 41 rheinland-pfälzischen Jugendamtsbezirken durch die 
Meldungen der Gesundheitsämter keine Kindeswohlgefährdung festgestellt wurde. Im 
Schnitt entfielen auf die 26 Jugendämter 2 bis 3 Kindeswohlgefährdungen in 2009. Der 
höchste Wert belief sich auf 6. Eine ganze Reihe von Ämtern hatten „nur“ einen Fall im 
Jahr 2009. Aufgrund der kleineren Fallzahlen lassen sich keine weiteren Zusammen-
hangsberechnungen zu möglichen Einflussfaktoren durchführen. 

Diese Zahlen verdeutlichen, dass durch das intensivere Nachgehen bei der Nicht-
Inanspruchnahme der Früherkennungsuntersuchungen in „nur“ 6 Fällen eine Kindes-
wohlgefährdung aufgedeckt werden konnte bei Familien, die noch nicht dem Jugend-
amt bekannt waren. in der überwiegenden Mehrzahl handelt es sich um Kinder und 
Familien, die aus welchen Gründen auch immer schon in der Betreuung des Jugend-
amtes waren oder zum Zeitpunkt der Meldungen noch sind. Dieses Ergebnis lässt eine 
doppelte Leseart zu. Das verbindliche Einladungs- und Erinnerungswesen deckt Hilfe- 
und Unterstützungsbedarf sowie Gefährdungslagen insbesondere in Familien auf, die 
sich schon mehr oder weniger im Kontext staatlicher Verantwortung durch die Kinder- 
und Jugendhilfe befinden. Das bestätigt den Ansatz des Gesetzes, dass es gezielter 
Mechanismen bedarf, um bei bestimmten Zielgruppen neue Wege zu beschreiten, um 
die Kindergesundheit zu erhöhen und Risikolagen aufzudecken. Die Daten zeigen aber 
auch, dass die Kinder- und Jugendhilfe noch besser in die Lage versetzt werden muss, 
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um insbesondere in bekannten Fällen den Schutzauftrag hinreichend wahrnehmen zu 
können. Die Daten lassen keine Aussage darüber zu, was ohne die Unterrichtung der 
Jugendämter mit diesen Familien passiert wäre. Insofern zeigt sich auch hier, dass ein 
verlässlicher Kinderschutz nur in einer abgestimmten Verantwortungsgemeinschaft von 
Jugend- und Gesundheitshilfe sowie weiterer Partner (z.B. Familiengericht, Schule) 
möglich ist. 

Ebenso belegen die vorliegenden Daten, dass durch das verbindlichen Einladungs- 
und Erinnerungswesen kein 100%iger Schutz vor Kindeswohlgefährdung möglich ist. 
Obwohl die Gesundheitsämter in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle binnen weni-
ger Tage einer Nicht-Inanspruchnahme von Früherkennungsuntersuchungen nachge-
hen und durch den Einsatz eines abgestuften Verfahrens (schriftlich, telefonisch, 
Hausbesuch) sehr erfolgreich die Teilnahmequote steigern konnten, verstreicht bis zur 
Unterrichtung der Jugendämter und der Feststellung einer möglichen Kindeswohlge-
fährdung einiges an Zeit. Von der Information der Gesundheitsämter durch die zentrale 
Stelle über die Kontaktaufnahmeversuche der Gesundheitsämter bis zur Unterrichtung 
der Jugendämter und deren Kontaktaufnahme zur Familie dauert es in den Fällen mit 
Verdacht auf Kindeswohlgefährdung im Durchschnitt etwa 26 Tage. Selbst wenn alle 
beteiligten Institutionen ihre Arbeitsweise auf ein Optimum an Verfahrenszeiten verkür-
zen würden, bleibt eine erhebliche Zeitspanne bestehen, in der akute Gefährdungen 
nicht abgewendet abwenden können. 

 

5.4 Die Kernbefunde im Überblick 

• Bei den rheinland-pfälzischen Jugendämtern gingen in 2009 1.600 Unterrichtungen 
über nicht wahrgenommene Früherkennungsuntersuchungen ein. Das bedeutet, 
dass auf 1.000 Kinder unter 6 Jahren etwa 8 Unterrichtungen kamen, wenn die je-
weils anstehenden Untersuchungen nicht durchgeführt wurden. 

• Bei der Unterrichtung der Jugendämter zeigen sich deutliche interkommunale Dis-
paritäten. In den kreisfreien Städten kommen auf 1.000 Kinder unter 6 Jahren 14 
Meldungen. In den Landkreisen beträgt der Wert lediglich 6 von 1.000 Kindern un-
ter 6 Jahren. Die Stadt-Land-Differenz kann wie in der KiGGs-Studie noch mit So-
zialstrukturmerkmalen erklärt werden. Für die deutlichen Unterschiede innerhalb 
der Gruppen der Landkreis- und Stadtjugendämter treffen Zusammenhangsvermu-
tungen mit Armut und Arbeitslosigkeit nicht mehr zu. 

• In etwa 30% der Fälle bezog sich die Unterrichtung der Jugendämter auf die Nicht-
Wahrnehmung der U4, U5 oder U6 und damit auf Säuglinge und Kleinkinder unter 
einem Jahr. Die Daten bestätigen den Anstieg der Nicht-Wahrnehmungsquoten mit 
zunehmendem Alter der Kinder. 

• Überproportional häufig finden sich auch Familien mit Migrationshintergrund bei 
den Unterrichtungen. Mit einem Anteil von 43,5% liegt er deutlich über ihrem Anteil 
an der Altergruppe in der Bevölkerung. Auch dieser Befund deckt sich mit den Er-
gebnissen der KiGGs-Studie. 
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• Bemerkenswert ist der Befund, dass in fast der Hälfte aller Fälle die Familie dem 
Jugendamt bereits bekannt ist, z.B. dadurch dass in der Familie bereits Hilfen in 
der Vergangenheit durchgeführt wurden oder aktuell noch laufen. 

• Die Ergebnisse verdeutlichen ferner, dass in knapp einem Viertel der Fälle in de-
nen das Jugendamt unterrichtet wurde, ein Beratungs- oder Hilfebedarf erkennbar 
war (380 Fälle). Das bedeutet umgekehrt, dass in 1.220 Fällen (76%) zwar keine 
Früherkennungsuntersuchung durchgeführt wurde, aber auch keine weitere Inter-
vention der Kinder- und Jugendhilfe notwendig wurde. 

• Wenn eine Unterstützung der Familie erforderlich war, dann in Form einer Beratung 
oder Vermittlung in ein Angebot der Elternbildung (78%). In mehr als jedem 5. Fall 
war eine erzieherische Hilfe notwendig und geeignet, da eine entsprechende Er-
ziehung in der Familie nicht mehr gewährleistet war (§§ 27ff SGB VIII). Bei diesen 
Hilfen handelt es sich im Schwerpunkt um eingeleitete ambulante Angebote. In 6 
Fällen erfolgte eine Unterbringung in einem Heim. Auch hier zeigen sich interkom-
munale Disparitäten bzgl. des offenkundig werdenden Hilfebedarfs. 

• In 63 Fällen kamen die Jugendämter zu der fachlichen Einschätzung, dass eine 
Kindeswohlgefährdung vorlag. Das entspricht etwa 4% aller Fälle in denen keine 
Früherkennungsuntersuchung durchgeführt wurde. Nach Überprüfung der Jugend-
ämter reduziert sich die Anzahl der Verdachtsmeldungen auf Kindeswohlgefähr-
dung der Gesundheitsämter um die Hälfte. 

• Wenn eine Kindeswohlgefährdung festgestellt wurde, dann handelt es sich in drei 
Viertel der Fälle um Vernachlässigung (46 Fälle), in 10% um körperliche Misshand-
lungen (6 Fälle) und in 3 Fällen um seelische Misshandlungen. In 21 Fällen war ei-
ne eindeutige Zuordnung nicht möglich. In 23 Fällen wurde zur Abwendung einer 
Gefährdung das Familiengericht angerufen. 

• Auch in Fällen mit fachlicher Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung lagen dem 
Jugendamt in der Regel bereits Kenntnisse zur Familie vor  (90%). 

• Obwohl die Gesundheitsämter in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle binnen 
weniger Tage auf die Meldung der Nicht-Wahrnehmung einer Früherkennungsun-
tersuchung reagieren, dauert ein durchschnittliches Verfahren bis zur Feststellung 
einer Kindeswohlgefährdung etwa 26 Tage. Selbst bei Optimierung aller Spielräu-
me zur Beschleunigung des Verfahrens lässt sich die Zeitspanne nur bedingt ver-
kürzen. 

• Bei 998 von 1.000 Früherkennungsuntersuchungen wird durch das neue Verfahren 
kein Hilfe- oder Beratungsbedarf der Familien offenkundig, der durch Meldung der 
Gesundheitsämter und die Unterrichtung der Jugendämter aufgedeckt wird. In 2 
von 1.000 anstehenden Früherkennungsuntersuchungen wird allerdings auf Bera-
tungs- und Hilfebedarf der Familien durch die Jugendämter reagiert.  

• In 63 Fällen von 1.600 Unterrichtungen über nicht wahrgenommene Früherken-
nungsuntersuchungen werden Kindeswohlverdachtsfälle offenkundig und können 
bearbeitet werden. 
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6. Zum Auf- und Ausbau lokaler Netzwerke und Angebote 
zur Verbesserung des Kinderschutzes 

Im Landeskinderschutzgesetz wird geregelt, dass in jedem Jugendamtsbezirk ein loka-
les und interdisziplinäres Netzwerk einzurichten ist (§ 3 LKindSchuG). Der Aufbau loka-
ler Netzwerke zielt auf eine verbesserte Früherkennung von Risiken sowie eine recht-
zeitige Förderung und Hilfe und letztlich auf einen wirksameren Schutz von Kindern vor 
Vernachlässigung, Missbrauch und Misshandlung. Der Gesetzgeber benennt beispiel-
haft eine Reihe von zu beteiligenden Institutionen, die dazu beitragen sollen, dass Risi-
kolagen früher erkannt und bedarfsgerechte Hilfesettings auf- und ausgebaut werden. 
Besonders hervorgehoben wird die Einbindung von Einrichtungen und Diensten der 
Gesundheitsvorsorge und Gesundheitsförderung. 

Klar geregelt ist, dass die Jugendämtern die Steuerung für lokale Netzwerke haben. 
Mindestens einmal im Kalenderjahr müssen Jugendämter eine Netzwerkkonferenz 
unter Einbindung aller relevanten Akteure organisieren, um dort grundlegende Fragen 
der Förderung des Kindeswohls und der Verbesserung des Kinderschutzes zu erör-
tern.  

Das Land unterstützt und fördert die Netzwerkarbeit. Zum einen wurde im Landesamt 
für Soziales, Jugend und Versorgung eine Servicestelle zur Beratung der lokalen Ak-
teure in der Netzwerkarbeit eingerichtet. Zum anderen erhalten die Jugendämter zur 
Förderung des Aufbaus der Netzwerkarbeit pauschal sieben Euro pro Jahr für jedes 
Kind unter 6 Jahren im jeweiligen Zuständigkeitsbereich.  

Mit dieser gesetzlichen Regelung reagiert der Gesetzgeber auf Vernetzungs- und Ko-
operationsnotwendigkeiten im Kinderschutz. Bereits mit der Einführung des § 8a SGB 
VIII 2005 im Kinder- und Jugendhilfegesetz wurde der Kooperationsaspekt von Einrich-
tungen und Diensten innerhalb der Kinder- und Jugendhilfe im Rahmen des Kinder-
schutzes neu geregelt und in seine Bedeutung gestärkt. Dort heißt es, dass in Verein-
barungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten sicherzustellen ist, dass 
deren Fachkräfte den Schutzauftrag in entsprechender Weise wahrnehmen. Dabei 
handelt es sich inhaltlich keineswegs um eine grundlegende Neuerung für die freien 
Träger der Kinder- und Jugendhilfe. Es sollte allerdings deutlicher werden, dass Kin-
derschutz nicht in der alleinigen Verantwortung des Jugendamtes liegt. 

Der Schutz von Kindeswohl und Kindergesundheit tangiert alle Akteure innerhalb der 
Kinder- und Jugendhilfe und erfordert ihr koordiniertes Zusammenwirken. Damit wird 
der ebenso wenig neuen Erkenntnis Rechnung getragen, dass risikohafte Situationen 
für Kinder und Jugendliche oftmals schon in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe 
wie Kindertagesstätten, der Jugendarbeit, Schulsozialarbeit oder anderen Angeboten 
im Sozialraum offenkundig werden und dann frühzeitige und abgestimmte Interventio-
nen durchgeführt werden müssen. Um zu gewährleisten, dass Informationen so recht-
zeitig wie möglich weitergegeben, Verantwortlichkeiten aller Beteiligten im Fall klar 
benannt, Verfahrenswege, Kompetenzen und Handlungsansätze abgestimmt sind, 
braucht es zwischen allen Beteiligten Kooperationsvereinbarungen. Auch damit rea-
giert der Gesetzgeber auf Praxisprobleme, die an problematischen Kinderschutzverläu-
fen besonders anschaulich wurden. Typische Reibungsverluste in der Zusammenarbeit 
von Diensten und Einrichtungen mit dem Jugendamt zeigen sich insbesondere in der 
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gegenseitigen Unkenntnis von Verfahrensabläufen, datenschutzrechtlichen Unklarhei-
ten oder gegenseitigen Vorurteilsstrukturen, die zu Missverständnissen und Fehlein-
schätzungen führen (vgl. Fegert 2007). 

Das rheinland-pfälzische Landeskinderschutzgesetz schließt in gewisser Weise an 
diese Verfahrensnorm eines kooperativen Kinderschutzes an und geht bei den einzu-
bindenden Akteuren darüber hinaus. Die Ausgestaltung lokaler Netzwerke zum Kinder-
schutz bezieht sich hier nicht nur auf den engen Kreis der Kinder- und Jugendhilfe, 
sondern in besondere Weise auf das Gesundheitswesen und viele weitere Bereiche 
wie z.B. Bildung oder Justiz, die alltäglich mit Kindern und Jugendlichen zu tun haben. 
Damit macht der rheinland-pfälzische Gesetzgeber deutlich, dass ein verlässlicher Kin-
derschutz erst in einer gesamtstaatlichen und gesamtgesellschaftlichen Verantwor-
tungsgemeinschaft realisiert werden kann. Der verbindliche Aufbau von Kooperations-
strukturen in funktionierenden Netzwerken stellt eine Möglichkeit dar, um diese institu-
tionenübergreifende Verantwortungsgemeinschaft auch praktisch werden zu lassen. 

Die Potentiale von Netzwerkarbeit liegen auf zwei Ebenen: 

1. Bislang gibt es für institutionen- und professionenübergreifende Zusammenar-
beitsformen im Bereich des Kinderschutzes keine verbindlichen Strukturen. Viel-
mehr verweist die Auswertung von problematisch verlaufenden Kinderschutzfällen 
auf Reibungsverluste, die in der Zusammenarbeit bestehen. Weder kann erwartet 
werden, dass Kinderärzte, Hebammen oder Krankenschwestern das ausdifferen-
zierte System der Kinder- und Jugendhilfe kennen, noch sind umgekehrt regelhafte 
Kontakte des Jugendamtes zum Gesundheitssystem vorhanden. Der Aufbau früher 
Hilfen erfordert deshalb eine verbesserte Kooperation von Jugend- und Gesund-
heitshilfe. In der frühen Kindheit sind es vor allem Ärzte, Hebammen und die Ge-
burtshilfe, die Kontakt und oftmals auch vertrauensvolle Beziehungen zu Familien 
haben. Das Wissen über Unterstützungsmöglichkeiten der Kinder- und Jugendhilfe 
sowie die Gestaltung von Übergängen zwischen den Systemen kann frühzeitige 
Hilfepotentiale erschließen, so dass Krisen oder gar Risikosituationen verhindert 
werden können. 

2. Darüber hinaus braucht es abgestimmte Verfahren in Risikosituationen. In Kri-
sen bzw. risikohaften Situationen ist oftmals rasches Handel notwendig, das über-
institutionell transparent und geklärt (z.B. Kinderärzte, Klinikpersonal, Jugendamt, 
Polizei) sein muss. Selten allerdings ist eine Risikoeinschätzung klar und eindeutig. 
Vielmehr ist oftmals ein abgestimmtes Verfahren notwendig, um herauszufinden, 
ob die vorliegenden Risiken so gravierend sind, dass eine Gefährdung besteht und 
ob Eltern zur Abhilfe befähigt werden können. Um zu tragfähigen Einschätzungen 
zu kommen, braucht es insbesondere bei Säuglingen und Kleinkindern ein interdis-
ziplinäres Zusammenwirken von Jugend- und Gesundheitshilfe. 

Auch der 13. Kinder- und Jugendhilfebericht der Bundesregierung enthält die Empfeh-
lung, dass Netzwerke im Bereich der Jugend- und Gesundheitshilfe erforderlich seien. 
Die Empfehlungen stellen zudem heraus, dass die Koordination dieser Netzwerke bei 
der Kinder- und Jugendhilfe liegen soll und institutionell / finanziell abgesichert sein 
muss (vgl. BMFSFJ 2009, S. 259ff). Beide Empfehlungen sind in dem rheinland-
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pfälzischen Landeskinderschutzgesetz realisiert. Nun stellt sich die Frage, wie sich ein 
Jahr nach Inkrafttreten des Gesetzes die Praxis darstellt. 

 

6.1. Aufbau und Organisation lokaler Netzwerke 

In allen Jugendamtsbezirken zu denen Angaben vorlagen, wurden in 2009 Netzwerk-
konferenzen durchgeführt. Bereits in 2008 verfügten zwei Drittel aller Jugendämter 
über lokale Netzwerke (vgl. MASGFF 2009). In den meisten rheinland-pfälzischen Ju-
gendamtsbezirken fanden 2008/2009 groß angelegte Auftaktveranstaltungen statt, um 
über das Landeskinderschutzgesetz zu informieren und den Aufbau von interdis-
ziplinären Netzwerken zu initiieren. In etwa der Hälfte der Jugendamtsbezirke fand in 
2009 eine, in 15% der Jugendamtsbezirke fanden zwei und in 12% der Jugendamtsbe-
zirke fanden drei und mehr Netzwerkkonferenzen statt. 
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Anzahl der Netzwerkkonferenzen im Jahr 2009 (n=41)

 

Der Gesetzgeber lässt offen, wie genau die Netzwerkbildung aussehen soll. Die Daten 
für 2009 zeigen, dass sich in zwei Drittel der Jugendamtsbezirke (28 von 41) das lokale 
Netzwerk auf den ganzen Landkreis oder die Stadt bezieht. Ein Drittel der rheinland-
pfälzischen Jugendämter haben gemeinsam mit ihrem Nachbarkreis oder der kreisfrei-
en/-angehörigen Stadt eine Netzwerkkonferenz durchgeführt und ein weiteres Viertel 
gibt an, auch über Netzwerke auf Stadtteil- oder Verbandsgemeindeebene (11) (z.T. 
auch zusätzlich) zu verfügen. 

Die vorliegenden Daten beschreiben sehr gut die Implementierungsphase des Netz-
werkaufbaus. Die meisten rheinland-pfälzischen Jugendämter wählten im ersten Schritt 
den Aufbau eines landkreis-/stadtweiten Netzwerkes, um alle Akteure zu informieren, 
Arbeitsschwerpunkte zu sammeln und (mittelfristige) Zielperspektiven zu erarbeiten. 
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Der Zusammenschluss von Jugendamtsbezirken macht dort Sinn, wo Akteure aus dem 
Gesundheitssystem u.ä. aufgrund der regionalen Gegebenheiten an zwei Netzwerken 
teilnehmen müssten. Die Bildung eines lokalen Netzwerkes kann allerdings nur der 
erste Schritt sein. Veranstaltungen mit 50, 100 oder 300 Teilnehmern und Teilnehme-
rinnen bilden noch keine Arbeitsstruktur. Hier kann lediglich informiert, motiviert oder 
auf generelle Richtungsentscheidungen hingewiesen werden. Die konkrete Bearbei-
tung von strukturellen Fragen, Vereinbarungen und Verfahrensweisen oder die Ent-
wicklung von Konzepten kann nur in arbeitsfähigen, kleineren Arbeitsgruppen passie-
ren, die zudem in einen (temporären) Arbeitsprozess eingebunden sind. In etwa einem 
Viertel der rheinland-pfälzischen Jugendamtsbezirke existieren bereits sozialräumliche 
oder auch thematische Netzwerke in Form von Arbeitsgruppen oder Runden Tischen. 
Der Aufbau solcher Arbeitsstrukturen erfordert kontinuierliche Vorarbeit und personelle 
Ressourcen in den Jugendämtern. 

Die Jugendämter wurden auch danach gefragt, welche Schwerpunktthemen in 2009 im 
Rahmen der lokalen Netzwerke bearbeitet wurden. Wie im Jahr zuvor wurde in der 
Mehrzahl der Netzwerkkonferenzen über die Ziele und Inhalte des Landeskinder-
schutzgesetzes informiert. Einen weiteren zentralen Stellenwert nahm die Klärung des 
Begriffs Kindeswohlgefährdung ein, der weder fachlich noch rechtlich eindeutig defi-
niert ist und deshalb der Verständigung über ein gemeinsames Grundverständnis be-
darf. Zu den Kernbestandteilen der Netzwerkkonferenzen gehörte auch die Vorstellung 
der Arbeit der jeweiligen Netzwerkpartner (Jugendamt, Gesundheitsamt, Familienge-
richt, Polizei). Zusammenfassend lässt sich für 2009 das Motto der Netzwerkkonferen-
zen mit „Information zum Landeskinderschutzgesetz und Kennen lernen der Netzwerk-
partner“ überschreiben.  

In einigen lokalen Netzwerken wurden erste Schritte zur Bildung von Arbeitstrukturen 
unternommen und konkrete Arbeitsschwerpunkte vereinbart. In manchen Netzwerken 
wurden ganz konkrete Produkte in Angriff genommen, wie die Erstellung von Leitfäden 
und Informationsmaterialien zum Umgang mit Kindeswohlgefährdung, zur Zusammen-
arbeit von (Grund-)Schule und Kindertagesstätten oder die Erarbeitung eines Bera-
tungsführer für alle im Netzwerk beteiligten Institutionen. Erste Konkretisierungen fin-
den sich auch schon zu Themenschwerpunkten, die in 2009 angegangen wurden. Da-
zu gehört beispielsweise das Thema frühe Hilfen und auch die Vertiefung zielgruppen-
spezifischer Fragen (z.B. Kinder psychisch- oder suchterkrankter Eltern). 

 

6.2 Die Zusammensetzung der lokalen Netzwerke 

Das Landeskinderschutzgesetz nennt im Gesetzestext eine Reihe von Institutionen 
oder Akteuren, die in die lokalen Netzwerke eingebunden werden sollen. Hierbei han-
delt es sich um eine begründete Aufzählung relevanter Institutionen, deren Mitwirkung 
an den lokalen Netzwerken erfolgt. Ob und wie es gelingt die für den Kinderschutz re-
levanten Akteure in die Netzwerkarbeit einzubinden, hängt maßgeblich von der Motiva-
tionsarbeit des Jugendamtes als Netzwerkkoordinator sowie bestimmten Rahmenbe-
dingungen ab.  

Die Daten für das Jahr 2009 zeigen, dass in fast allen Netzwerkkonferenzen die wich-
tigsten Partner aus dem Gesundheitswesen wie Gesundheitsämter, Hebammen, Ge-
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burtskliniken und Kinderärzte vertreten waren. Da der Netzwerkaufbau insbesondere 
auf die Verbesserung der Schnittstelle von Jugend- und Gesundheitshilfe zielt, zeigt 
sich hier zumindest in der Implementierungsphase des Gesetzes ein hoher Grad an 
Zielerreichung.  

Zur Grundstruktur der Netzwerkkonferenzen gehören ebenfalls Angebote und Dienste 
aus dem Bereich der Hilfen zur Erziehung, Beratungsstellen, Kindertagesstätten, Schu-
len, Familienrichter und der Polizei. Damit decken die allermeisten Netzwerke all jene 
Institutionen ab, die es regelhaft mit jungen Menschen und Familien zu tun haben oder 
die man im Falle einer Intervention bei Kindeswohlgefährdungen als Kooperationspart-
ner braucht. 

Zu den am häufigsten mitwirkenden Netzwerkpartnern gehören auch spezielle Einrich-
tungen wie die „Interventionsstellen bei familiärer Gewalt“, Kinder- und Jugendpsychi-
atrien, Frauenhäuser und weitere Ämter.  

 

Wer gehört dem Netzwerk an? (Angaben in %, n=41)
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In der Mehrzahl der Jugendamtsbezirke bilden die lokalen Netzwerke ein gutes Ge-
samtbild aller erforderlichen Institutionen und Dienste im Kinderschutz ab. Die zentrale 
Aufgabe wird darin bestehen, aus diesen Netzwerken heraus tragfähige Arbeitsstruktu-
ren zu bilden. Eine gelungene Netzwerkarbeit erfordert Zeit, die Erfahrung von Nütz-
lichkeit sowie eine bestimmte Kultur des miteinander Kommunizierens. Nicht alle 
Netzwerkpartner tangiert das Kinderschutzthema gleichermaßen häufig oder inhaltlich. 
Berufsgruppen, die freiberuflich tätig sind wie Ärzte oder Hebammen haben andere 
Voraussetzungen bei der Mitwirkung und Vertretungsvereinbarungen (d.h. wer die Be-
lange und Sichtweisen der Nichtanwesenden vertritt) in Netzwerken oder Arbeitsgrup-
pen als Angestellte in bestimmten Institutionen, zu deren Tätigkeit die Mitwirkung an 
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Netzwerken regelhaft dazu gehört und deren aufgewendete Zeit damit auch entlohnt 
wird bzw. deren Vertretungsregelung geklärt ist. Nur wenn alle Netzwerkpartner über 
ihre normative Selbstverpflichtung hinaus einen erfahrbaren Nutzen aus der Kooperati-
on haben, lässt sich der positive Auftakteffekt auch über die Jahre halten. Dazu 
braucht es Arbeitsformen und inhaltliche Schwerpunktlegungen, die der heterogenen 
Zusammensetzungen Rechung tragen und eine Anerkennung durch die Verantwortli-
chen in der Kommunalpolitik. Ebenso notwendig ist, dass neu gebildete lokale Netz-
werke zum Kinderschutz nicht als Parallelstruktur zu bereits bestehenden kommunalen 
Netzwerken auftreten. Deshalb – und das zeigen auch die vorliegenden Daten – müs-
sen vor Ort die unterschiedlichen Netzwerke aufeinander bezogen werden. Die meis-
ten Jugendämter geben an, dass sie in 2009 Kooperationsformen zu bereits bestehen-
den kommunalen Netzwerken aufgebaut haben (z.B. Gewalt in engen sozialen Bezie-
hungen, Trennung und Scheidung, kriminalpräventive Räte, psychosoziale Arbeitsge-
meinschaften).  

 

6.3 Zur Bewertung der Kooperation in lokalen Netzwerken 

Ein verlässlicher Kinderschutz und frühe Hilfen erfordern funktionierende Kooperati-
onsbeziehungen (Netzwerke) über die Systemgrenzen einzelner Institutionen (z.B. 
Jugend-, Gesundheitshilfe, Schule) und Professionen hinweg. Zur Netzwerkarbeit in 
diesem Bereich gibt es keine Alternative. Allerdings ist Kooperation und Netzwerkarbeit 
voraussetzungsreich, konfliktanfällig und in hohem Maße fragil. Kooperationsbezie-
hungen und Netzwerke stellen selbst Organisationsformen dar, die als strukturelle 
Form der Zusammenarbeit darauf ausgerichtet sind, gemeinsam Ziele zu erreichen 
(vgl. von Santen, Seckinger 2003, S. 406 ff). Fragil sind sie deshalb, weil sie selbst ein 
eigenes soziales Gebilde sind. Nicht immer ist hinreichend geklärt, ob tatsächlich auch 
Einvernehmen über die Ziele besteht. Auch die Rahmenbedingungen, Machtpotentiale 
und Kommunikationsformen der Netzwerkpartner stellen sich höchst unterschiedlich 
dar. Oder anders ausgedrückt, muss Netzwerkarbeit nicht immer zu den notwendigen 
und erwarteten Synergieeffekten führen, sondern kann auch unproduktive Züge an-
nehmen. Deshalb werden die Jugendämter jährlich nach den Auswirkungen und dem 
Ertrag der Netzwerkarbeit befragt.  

Die nachfolgenden Daten zeichnen ein eindeutiges Bild. Die Jugendämter bewerten 
den Ertrag der Netzwerkarbeit durchweg positiv. In keinem Fall wurde eine Verschlech-
terung in der Zusammenarbeit angegeben. Entsprechend der inhaltlichen Ausgestal-
tung der Netzwerkkonferenzen werden die positivsten Veränderungen bei dem Wis-
sensstand der beteiligten Akteure sowie dem Informationsfluss gesehen. In weit über 
80% aller Nennungen wurden hier (starke) Verbesserungen festgestellt. Positive Effek-
te sehen die Jugendämter bei einer verbesserten Zusammenarbeit im Einzelfall (71%) 
und auch bei der Entwicklung gemeinsamer Angebote (53%). Überraschend ist, dass 
die Jugendämter in zwei Drittel aller Fälle auch schon zeitnähere und passgenauere 
Reaktionen bei Kindeswohlgefährdung feststellen. Diese positiven Ergebnisse über 
den Ertrag der Netzwerkarbeit deuten an, dass die verbindliche Einrichtung von Netz-
werken, die Bildung längst notwendiger Kooperationsstrukturen befördert hat. Das Ge-
setz hat einen legitimen und bedeutsamen Rahmen dafür geschaffen, dass sich die 
Institutionen, die sonst nur mehr oder weniger in bestimmten Einzelfällen etwas mitein-
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ander zu tun haben, auf gemeinsame einzelfallübergreifende Ziele, Aufgaben und Ver-
fahrensweisen verständigen. Diese Notwendigkeit in Verbindung mit positiven Nütz-
lichkeitseffekten scheint von vielen Netzwerkpartnern anerkannt zu werden. 
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Diese überaus positive Bewertung der Netzwerkarbeit darf nicht darüber hinweg täu-
schen, dass jedes 5. Jugendamt auch auf Probleme in der Kooperation mit ausgewähl-
ten Partnern hinweist. Diese Schwierigkeiten beziehen sich in der Regel auf bestimmte 
Berufsgruppen wie Ärzte und Richter, die nicht in dem gewünschten Maß erreicht und 
zur Mitarbeit gewonnen werden konnten. Vereinzelt wurde aber auch auf Abstim-
mungsprobleme mit dem Gesundheitsamt hingewiesen oder auf ungeklärte Fragen des 
Datenschutzes. Ein Teil der hier genannten Schwierigkeiten verweist auf strukturelle 
Probleme der Netzwerkarbeit, wenn es um die Einbindung von freiberuflich tätigen Be-
rufsgruppen wie Ärzten, Anwälten oder auch Hebammen geht. Hier braucht es geson-
derte Strategien, um diese Berufsgruppen zur Mitarbeit zu gewinnen bzw. eine Klärung 
von Vertretungsregelungen, die der Organisationsstruktur dieser Berufsgruppen ent-
spricht. Trotz dieser strukturellen Hürden wirken in fast allen Netzwerken engagierte 
Ärzte und Hebammen mit. Dennoch wird hier ein struktureller Weiterentwicklungsbe-
darf für alle Netzwerke deutlich.  

 

6.4 Die Verwendung der Landesmittel 

Das Land fördert den Aufbau der lokalen Netzwerke pauschal mit sieben Euro pro Jahr 
und Kind unter 6 Jahren in jedem Jugendamtsbezirk. Wie die Mittel eingesetzt werden, 
um die Netzwerkarbeit zu gestalten, bleibt den Jugendämtern überlassen. Da die Ko-
ordination der Netzwerkarbeit eindeutig als Aufgabe des Jugendamtes benannt wurde 
und sich dahinter eine anspruchsvolle Tätigkeit verbirgt, verwundert es nicht, dass mit 
den Mitteln des Landes in fast allen Jugendamtsbezirken hierfür neue Personalstellen 
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geschaffen wurden. Über alle 41 Jugendamtsbezirke hinweg wurden mit den Landes-
mitteln etwa 20 neue Personalstellen finanziert. In vielen Jugendämtern wurden diese 
Personalstellen mit Eigenmitteln aufgestockt, so dass eine angemessene Aufgaben-
wahrnehmung möglich wird. Je nach Anzahl der Kinder unter 6 Jahren in einem Ju-
gendamtsbezirk ändern sich auch die Höhe der Landesmittel und damit das Budget zur 
Finanzierung zusätzlicher Personalstellen. Die nachfolgende Abbildung zeigt den Stel-
lenumfang der neu eingerichteten und vom Land mitfinanzierten Stellen zur Unterstüt-
zung der lokalen Netzwerke Kinderschutz. 
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In etwa der Hälfte (21) aller rheinland-pfälzischen Jugendämter wurden Personalstellen 
mit einem Umfang von unter 50% neu eingerichtet. In etwa 20% der Jugendämter be-
trug der Stellenumfang zwischen einer halben und bis zu einer ganzen Stelle. In 5 Ju-
gendämtern wurden zwischen 1,5 und 3 Stellen neu geschaffen.  

Von Interesse ist auch die Frage, in welcher Organisationseinheit diese neuen Stellen 
im Jugendamt eingesetzt wurden. In 14 der 41 Jugendämter (34%) fand eine Aufsto-
ckung des Personals im Allgemeinen Sozialen Dienst statt. In der Mehrzahl der Ämter 
(44%) wurde ein Spezialdienst „Kinderschutz/ Netzwerkkoordination“ eingerichtet. In 
12% der Ämter wurde das zusätzliche Personal im Bereich der Jugendhilfeplanung 
aufgestockt. In 10% der Ämter wurden gemeinsame Stellen von Jugend- und Gesund-
heitsamt geschaffen.  
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Zuordnung der neu geschaffenen Stellen in den rheinland-pfälzischen Jugendämtern
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Die vorausgehende Abbildung zeigt, dass die rheinland-pfälzischen Jugendämter ganz 
unterschiedliche Wege gehen, um das kommunale Kinderschutzmanagement in der 
Organisationsstruktur des Jugendamtes abzusichern. Für jede der hier abgebildeten 
Organisationsentscheidungen gibt es gute Gründe. Die Wahrnehmung von Kinder-
schutzaufgaben gehört zum Kernaufgabenbereich des Allgemeinen Sozialen Dienstes. 
Wie kein anderer Dienst kennt der Allgemeine Soziale Dienst die Entstehungskonstel-
lationen von Kinderschutzfällen und weiß in welchen Sozialräumen diese verstärkt auf-
treten. In fast allen Einzelfällen kooperiert der ASD mit den Institutionen, die auch zent-
rale Partner beim Aufbau der lokalen Netzwerke sind. Die Auswirkungen der öffentlich 
geführten Kinderschutzdebatte mit einem veränderten Meldeverhalten in der Bevölke-
rung und von Kitas und Schulen kommen direkt beim ASD an und prägen sein Fallauf-
kommen im Alltag. Das Deutsche Jugendinstitut stellt für 2008 fest, dass rund 60% 
aller Jugendämter in Deutschland vor dem Hintergrund der Kinderschutzdebatte Über-
lastungsanzeigen gestellt haben (vgl. Seckinger 2008). Eine Aufstockung des Perso-
nals im Allgemeinen Sozialen Dienst über die Mittel des Landeskinderschutzgesetztes 
ist also fachlich wie organisatorisch gut begründbar und in vielen Jugendämtern ange-
sichts des Fallaufkommens längst überfällig. Die Gefahr bei dieser Organisationsent-
scheidung besteht allerdings darin, dass angesichts der Priorität der Einzelfallarbeit für 
strukturelle, koordinierende und konzeptionelle Tätigkeiten im Rahmen des kommuna-
len Kinderschutzmanagements zu wenig Raum bleibt.  

Eine ganze Reihe von Jugendämtern entscheidet sich deshalb ganz bewusst dafür, 
einen Spezialdienst für Kinderschutz und Netzwerkarbeit einzurichten. Schon im Profil 
dieser Stellen wird deutlich, dass hier konzeptionelle, beratende und koordinierende 
Tätigkeiten im Vordergrund stehen und nicht die Einzelfallarbeit. Auch diese Organisa-
tionsentscheidung ist gut begründet und orientiert sich an einem klaren Aufgabenprofil, 
dass im Landeskinderschutzgesetz (Netzwerkarbeit) vorgegeben ist. Die Schwierigkeit 
besteht hier darin, die Anbindung des Spezialdienstes an den Allgemeinen Sozialen 
Dienst dauerhaft zu sichern. Jede Spezialisierung einer Organisationseinheit führt da-
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zu, dass sie eine Eigendynamik entwickelt und sich durch die Aneignung von vertief-
tem Wissen zu speziellen Fragestellungen mehr und mehr als eigenständige Organisa-
tionseinheit profiliert. Wie bei allen anderen Spezialdiensten auch, besteht die organi-
satorische Aufgabe darin, die Schnittstellen zum ASD systematisch zu gestalten. Eine 
Kinderschutzfachkraft, die ein funktionierendes kommunales Kinderschutzmanagement 
aufbauen soll, braucht zwingend die Anbindung und Unterstützung des ASD. Ansons-
ten besteht die Gefahr, dass die Netzwerkaktivitäten an der Bedarfsorientierung und 
den konkreten praktischen Erfahrungen vorbei gehen.  

Ebenso gut begründet ist die Zuordnung der zusätzlichen Personalressource zur Ju-
gendhilfeplanung. In den rheinland-pfälzischen Jugendämtern wie insgesamt bundes-
weit kommt der Jugendhilfeplanung nicht die Bedeutung und personelle Ausstattung 
zu, die ihr zustünde, wenn sie als zentrales Instrument zur bedarfsgerechten Infrastruk-
turentwicklung anerkannt sein würde (vgl. MASGFF 2010). Diese Funktionsbeschrei-
bung beinhaltet auch einen „Einmischungsauftrag“ in andere kommunalpolitische 
Handlungsfelder, um dem rechtlichen Auftrag des SGB VIII nachkommen zu können. 
Wenn es in § 1 SGB VIII heißt, dass es um die Schaffung günstiger Sozialisationsbe-
dingungen für alle Kinder und jungen Menschen, die Abwendung von Gefahren und 
Gefährdungen sowie eine familienfreundliche soziale Infrastruktur geht, dann kann dies 
nur im Zusammenspiel mit allen Institutionen und Politikfeldern geschehen, die es mit 
Familien zu tun haben. Hier zeigen sich ganz deutlich Überschneidungen zu dem Auf-
trag des Landeskinderschutzgesetzes zur Bildung lokaler Netzwerke. Es gibt viele gute 
Gründe das kommunale Kinderschutzmanagement an die Jugendhilfeplanung anzu-
binden: die Nähe zur Kommunalpolitik und der Verwaltungsleitung, die Kenntnisse über 
Angebote und Angebotslücken in der Stadt/ dem Landkreis, Zugänge zu bereits beste-
henden Netzwerken sowie Kompetenzen im Bereich Kooperation und Konzeptentwick-
lung. Aber auch hier besteht die Gefahr darin, dass entweder die Personalressource 
von anderen Planungsaufgaben in Beschlag genommen oder etwa die Anbindung an 
den Allgemeinen Sozialen Dienst nicht ausreichend gesichert ist.  

Die Argumentationen zeigen schon, dass es keinen Königsweg gibt. Die hier angedeu-
teten Spannungsfelder in der Ausgestaltung der Organisationsstruktur müssten aber 
als solche erkannt und auch kontinuierlich reflektiert werden. Nicht zuletzt wird der Er-
folg der Netzwerkarbeit in entscheidender Weise davon abhängen, wie diese vor Ort 
ausgestaltet wird. In der Regel sind funktionierende Netzwerke keine Selbstläufer, 
sondern fragile Gebilde. Deshalb ist ein hohes Maß an Fachkompetenz und Organisa-
tionsgeschick erforderlich, um beim Aufbau lokaler Netzwerke tragfähige Arbeitsstruk-
turen zu bilden, die diese extrem heterogene Gruppe der Netzwerkpartner dauerhaft 
informiert, motiviert und einbindet. Dieses „Geschick“ kann nicht nur von den einzelnen 
Fachkräften abverlangt werden, sondern muss auch durch die Organisation gefördert, 
unterstützt und abgesichert werden. Hierin liegt eine dauerhafte Entwicklungsaufgabe 
für die Jugendämter. 

Die nachfolgende Abbildung zeigt die anteilsmäßige Verwendung der Landesmittel 
durch die Jugendämter. Wie die vorangehenden Ausführungen schon gezeigt haben, 
werden zwei Drittel der Gelder für die Schaffung zusätzlicher Personalstellen in den 
Jugendämtern aufgewendet (Planung und soziale Dienste). Etwa 8% der Mittel entfal-
len auf die Anschubfinanzierung von Netzwerken (z.B. Honorar für Referenten, Ta-
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gungskosten). Auf die Förderung konkreter Projekte entfallen etwa 5% der Mittel. Le-
diglich 2 % der Landesgelder werden für die Schaffung von Personalstellen bei freien 
Trägern aufgewendet. 
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Da der Gesetzgeber die Zuständigkeit für die Ausgestaltung lokaler Netzwerke eindeu-
tig beim Jugendamt festschreibt und auch fachlich dort die Koordination des kommuna-
len Kinderschutzmanagements liegen muss, ist die Schwerpunktlegung auf neue Per-
sonalstellen im Jugendamt bei der Mittelverwendung gut nachvollziehbar.  

 

6.5 Zum Ausbau von Angeboten im Bereich Kinderschutz 

Die vorangehenden Daten haben schon erkennen lassen, dass nur ein kleiner Teil der 
Landesmittel in den Auf- und Ausbau von neuen Angeboten geflossen ist. Wenn auch 
die erste Implementierungsphase des Landeskinderschutzgesetztes geprägt ist durch 
die Einrichtung von neuen Stellen bei den Jugendämtern und der Durchführung von 
Netzwerkkonferenzen, so zielt das Gesetz auch auf den Ausbau früher Hilfen und be-
darfsgerechter Angebote im Bereich des Kinderschutzes (§2 LKindSchuG).  

Der nachfolgenden Abbildung ist zu entnehmen, dass trotz geringer Quantität der ein-
gesetzten Mittel aus dem Landeskinderschutzgesetz doch eine ganze Reihe von Aktivi-
täten in den Jugendamtsbezirken in 2009 auf den Weg gebracht wurde. Eine Auswer-
tung der Nennungen zeigt eine eindeutige Schwerpunktlegung in der Implementie-
rungsphase. Fast 40% aller Nennungen entfallen auf den Bereich Fortbildung von 
Fachkräften in der Kinder- und Jugendhilfe, für medizinische Fachkräfte oder interdis-
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ziplinäre Gruppen. Weitere 15% aller Nennungen entfallen auf die Erstellung von In-
formationsmaterialien für Fachkräfte und/ oder Eltern. Damit entfallen mehr als die 
Hälfte (55%) aller Nennungen auf die Bereiche Qualifizierung und Information. 

Knapp 45% aller Nennungen beziehen sich auf den Ausbau vorhandener Angebote 
bzw. auf die Schaffung neuer. Auch in diesem Bereich ist eine Schwerpunktlegung zu 
erkennen. Hierbei handelt es sich in der Regel um niedrigschwellige Angebote der Fa-
milienberatung, der Familienbildung oder um Elternkurse. 
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In einigen Jugendämtern wurden institutionenübergreifende Einzelfallberatungen ein-
geführt. Auch dieser Innovationsimpuls ist von zentraler Bedeutung, da oftmals nur im 
Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte und Professionen eine gesicherte Einschätzung 
bei Kindeswohlgefährdung möglich ist. Bei dem Instrument der gemeinsamen Fallbera-
tung handelt es sich um ein notwendiges Pendant zur Kooperation auf struktureller 
Ebene. Über die gemeinsame Fallarbeit ist nicht nur ein abgestimmtes Handel im Ein-
zelfall möglich, hier werden auch durch den konkreten Gegenstandsbezug die Erfah-
rungen von Nützlichkeit gelingender Kooperation am deutlichsten. 
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6.6 Die Kernbefunde im Überblick 

• Der Aufbau lokaler Netzwerke zur Verbesserung des Kinderschutzes sowie zur 
bedarfsgerechten Weiterentwicklung von Angeboten im Bereich der frühen Hilfen 
stellt ein zentrales Kernelement des rheinland-pfälzischen Landeskinderschutzge-
setzes dar. Zu diesem Zweck fördert das Land mit 7 Euro pro Kind unter 6 Jahren 
die kommunalen Jugendämter, die für die jährliche Durchführung von Netzwerk-
konferenzen verantwortlich sind. 

• Die Datenlage zeigt, dass 2009 in den rheinland-pfälzischen Jugendamtsbezirken 
lokale Netzwerke initiiert und Netzwerkkonferenzen durchgeführt wurden. In einem 
Viertel der Ämter fanden sogar mehrere Netzwerkkonferenzen statt. 

• In zwei Drittel der Jugendamtsbezirke (28) war das lokale Netzwerk auf den ge-
samten Landkreis/ die Stadt ausgerichtet. In einem Drittel der Jugendamtsbezirke 
gab es Zusammenschlüsse von regional nebeneinander liegenden Jugendämtern. 
Darüber hinaus bestanden in 2009 in etwa einem Viertel der Jugendamtsbezirke 
bereits kleinräumige Netzwerkstrukturen auf Verbandsgemeinde- oder Stadtteil-
ebene. 

• Kennzeichnend für die Implementierungsphase des neuen Gesetzes ist, dass in 
den Netzwerkkonferenzen schwerpunktmäßig über die gesetzlichen Regelungen 
informiert, eine gemeinsame Verständigung über den Begriff der Kindeswohlge-
fährdung initiiert wurde und dass zentrale Kooperationspartner wie Jugend-, Ge-
sundheitsämter sowie Familiengericht und Polizei ihren Handlungsrahmen und ihr 
institutionelles Selbstverständnis vorstellten. In einigen lokalen Netzwerken wurden 
auch schon erste Schritte zur Bildung von interdisziplinären Arbeitsstrukturen un-
ternommen. 

• Die vorliegenden Auswertungen machen deutlich, dass fast in allen Jugendamts-
bezirken eine weitere Zielvorgabe des Gesetzgebers realisiert werden konnte. In 
den Netzwerkkonferenzen fanden sich überall Vertreterinnen und Vertreter des 
Gesundheitswesens (z.B. Kinderärzte, Gynäkologen, Hebammen, Geburtshilfe). 
Ebenso vertreten war das ganze Spektrum von Einrichtungen und Diensten der 
Kinder- und Jugendhilfe. Aber auch Familiengerichte, Polizei und auch Schulen wa-
ren fast überall in den Netzwerkkonferenzen zugegen. Dieses Ergebnis zeigt, dass 
es in fast allen Jugendamtsbezirken gelungen ist, die zentralen Akteure rund um 
einen verbesserten Kinderschutz wie zur Ausgestaltung früher Hilfen zur Mitwir-
kung zu mobilisieren. 

• Dieser positive Auftakt bei den ersten Netzwerkkonferenzen in den rheinland-
pfälzischen Jugendamtsbezirken spiegelt sich auch in der Bewertung der Koopera-
tionserfahrungen wider. Von keinem Jugendamt wurde gemeldet, dass sich durch 
die neu gebildeten Kooperationsstrukturen Verschlechterungen in der Kinder-
schutzarbeit ergeben haben. Ganz im Gegenteil wurden von drei Viertel aller Ju-
gendämter positive Effekte in der Einzelfallarbeit ebenso wahrgenommen wie An-
sätze zur Entwicklung neuer Angebote und passgenauerer Reaktionen bei Gefähr-
dungsmeldungen. 
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• Probleme zeigen sich in jedem fünften Jugendamt bei der Einbindung von nieder-
gelassenen Ärzten und Familienrichtern. Hier bildet sich kein mangelndes Interesse 
einzelner Berufsgruppen ab, sondern die strukturelle Frage, wie Kooperation hier 
gestaltet werden kann. Für freiberuflich Schaffende bedeutet die Mitwirkung an 
Netzwerkkonferenzen und Arbeitsgruppen ehrenamtliches Engagement, das zu-
mindest nicht unmittelbar entlohnt wird wie bei anderen Berufsgruppen, die wäh-
rend ihrer bezahlten Arbeitszeit daran teilnehmen und zu deren Aufgaben die Mit-
wirkung in kommunalen Netzwerken gehört. 

• Die Mitwirkung an der Netzwerkarbeit gestaltet sich häufig auch für (kleine) Träger 
als schwierig, da die Arbeitszeit im Netzwerk meist nicht (direkt) finanziert wird. 

• Über alle 41 Jugendämter hinweg wurden mit den Landesmitteln etwa 20 neue 
Stellen für die im Gesetz benannten zusätzlichen Aufgaben geschaffen. In vielen 
Jugendämtern wurden diese Stellen mit Eigenmitteln der Kreise und Städte noch 
aufgestockt oder erweitert. 

• Etwa zwei Drittel der vom Land bereitgestellten Mittel wurden für neue Personal-
stellen in den Jugendämtern aufgewendet. Ein weiterer Teil der Landesmittel floss 
in die Anschubfinanzierung der Netzwerke (8%) ein. Nur ein kleiner Teil wurde für 
neue Projekte (5%) aufgewendet. 

• Trotz der geringen Aufwendungen für Projekte wurde in den Jugendamtsbezirken 
eine ganze Reihe von Aktivitäten angestoßen. Hierzu gab es insgesamt 198 Nen-
nungen. Der Schwerpunkt der Aktivitäten bezieht sich eindeutig auf die Bereiche 
Fortbildung und Information (55% aller Nennungen). Etwa 45% aller Nennungen 
bezogen sich auf die Ausweitung bzw. Schaffung von niedrigschwelligen Angebo-
ten im Bereich Familienbildung, -kurse und -beratung. 
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7. Zusammenfassung und Kommentierung 

Mit dem vorliegenden Bericht können ausgewählte Aspekte der Umsetzung des rhein-
land-pfälzischen Landeskinderschutzgesetzes genauer analysiert, vor allem aber empi-
risch fundiert und transparent gemacht werden. Für das Jahr 2009 – also für das erste 
vollständige Umsetzungsjahr nach der Verabschiedung des Landeskinderschutzgeset-
zes im März 2008 - können erste Implementierungserfahrungen dargestellt und damit 
Gesetzesfolgeabschätzungen sachlich fundiert werden. Der Bericht basiert auf drei 
unterschiedlichen Datenquellen, die sich zugleich auf zentrale Zieldimensionen des 
Gesetzes und praktische Veränderungen in der Arbeit der Gesundheits- und Jugend-
ämter beziehen. Der erste Teil des vorliegenden Berichtes basiert auf einer Erfassung 
aller Fälle, die von der zentralen Stelle bei einer Nicht-Inanspruchnahme einer Früher-
kennungsuntersuchung an die Gesundheitsämter gemeldet werden. Mit Hilfe dieser 
Daten kann der Frage nachgegangen werden, ob und inwiefern die zentrale Zielset-
zung des Gesetztes zur Steigerung der Inanspruchnahmequoten von Früherken-
nungsuntersuchungen tatsächlich erreicht wird, bei welchen Zielgruppen sich ggf. Un-
terschiede oder gar Anzeichen von Gefährdungen erkennen lassen. Zudem werden die 
Verfahrensweisen der Gesundheitsämter dokumentiert. 

Darüber hinaus werden mit einem zweiten Instrument alle Meldungen erfasst, die von 
den Gesundheitsämtern an die Jugendämter zur Prüfung eines Hilfebedarfs weiterge-
leitet werden. Eine Unterrichtung der Jugendämter erfolgt dann, wenn trotz der geziel-
ten Information der Gesundheitsämter eine Früherkennungsuntersuchung nicht durch-
geführt wird. Dahinter verbirgt sich die Frage, ob und inwiefern durch diese Informati-
onsweitergabe bessere Zugangsmöglichkeiten zu frühen Hilfen eröffnet werden, wenn 
Früherkennungsuntersuchungen nicht in Anspruch genommen werden. Ebenso ver-
birgt sich hinter dieser Fallerfassung auch das Erkenntnisinteresse, ob und in welchem 
Umfang Kindeswohlgefährdungen frühzeitiger aufgedeckt werden konnten. 

An dieser Stelle wird auch die doppelte Intention des rheinland-pfälzischen Gesetzes 
deutlich. Es geht um die Förderung von Kindergesundheit durch die Erhöhung der In-
anspruchnahme von Früherkennungsuntersuchungen und um neue Mittel und Wege 
zur Verbesserung des Kinderschutzes. Zur Verbesserung des Kinderschutzes sieht 
das rheinland-pfälzische Landeskinderschutzgesetz den Aufbau lokaler Netzwerke vor, 
die in der Verantwortung der 41 Jugendämter vor Ort umgesetzt werden sollen. Um 
auch zu diesem zentralen Kernelement des Gesetzes systematisch Implementierungs-
erfahrungen erheben und auswerten zu können, wurde ebenfalls ein Instrument entwi-
ckelt, das von den Jugendämtern jährlich ausgefüllt wird und gleichzeitig als Nachweis 
für die Verwendung der Landesmittel gilt. 

 

Das verbindliche Einladungs- und Erinnerungswesen zur Steigerung der Inan-
spruchnahme von Früherkennungsuntersuchungen 

Das rheinland-pfälzische Landeskinderschutzgesetz (LKindSchuG) sieht vor, dass für 
Früherkennungsuntersuchungen rechtzeitig Einladungs- und Erinnerungsschreiben 
verschickt werden. Dazu wurde eine zentrale Stelle eingerichtet, die die gesetzlichen 
Vertreterinnen und Vertreter über alle anstehenden Untersuchungen unterrichtet und 
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bei der alle Informationen über eine Nicht-Inanspruchnahme ausgewertet werden kön-
nen. Bei einer Nicht-Inanspruchnahme werden die Gesundheitsämter unterrichtet, die 
dann ihrerseits unverzüglich und mit geeigneten Mitteln auf eine Durchführung der an-
stehenden Untersuchung hinwirken sollen. Der Gesetzgeber zielt damit in erster Linie 
auf die Förderung von Kindergesundheit. Ein Zwang zur Teilnahme an dieser gesetzli-
chen Leistung besteht ebenso wenig wie eine Sanktionierung bei Nicht-Teilnahme. 
Allerdings sieht der Gesetzgeber in diesem Verfahren auch eine zusätzliche Möglich-
keit zur Wahrnehmung von Anhaltspunkten für mögliche Kindeswohlgefährdungen. 
Werden die Früherkennungsuntersuchungen nicht wahrgenommen, prüft das Jugend-
amt einen möglichen Beratungs- oder Hilfebedarf.  

In 2009 wurden von der zentralen Stelle etwa 258.000 Einladungen für die anstehen-
den Früherkennungsuntersuchungen (U4 – U9) sowie die J1 im Jugendalter verschickt. 
Werden diese nicht wahrgenommen oder bestätigt, erfolgt eine Meldung an die Ge-
sundheitsämter. Eine Information der Gesundheitsämter erfolgte in ca. 26.400 Fällen 
bzw. in etwa 10% aller anstehenden Untersuchungen. Die genauere Datenanalyse 
zeigte, dass es sich in 20.000 Fällen um „falsch-positiv“ Meldungen handelte. Diese 
Umschreibung bedeutet, dass zwar bei der zentralen Stelle keine Untersuchungsbestä-
tigung einging, die Untersuchung aber durchgeführt wurde. Auch wenn die Gesamtzahl 
von über 26.000 Meldungen an die Gesundheitsämter noch nichts über die tatsächli-
che Nicht-Inanspruchnahmequote von Früherkennungsuntersuchungen aussagt, so 
bildet sie doch die Schwierigkeiten im Einladungs- und Rückmeldesystem und das Ar-
beitsaufkommen bei den Gesundheitsämtern ab.  

Ein nicht unerheblicher Anteil dieser falsch-positiv Meldungen kann auch 2009 noch 
auf Implementierungsprobleme zurückgeführt werden. In 2009 waren noch nicht alle 
Ärzte (insbesondere in anderen Bundesländern) hinreichend über das Verfahren infor-
miert. Mitunter gab es auch technische Übermittlungsprobleme und Unklarheiten bei 
dem zeitlichen Ablauf für Einladung, Erinnerung und Rückmeldung oder im Umgang 
mit Fristüberschreitung bei den Eltern. Auf viele dieser Probleme wurde zeitnah rea-
giert und Lösungsmöglichkeiten entwickelt. Dennoch wird eine 100%ige Reduktion der 
falsch-positiv Meldungen nicht möglich sein. Zu vielfältig sind die möglichen Ausnah-
men vom Regelablauf (z.B. Urlaub, Auslandsaufenthalt der Eltern, vergessene Rück-
antworten, Datenübertragungsfehler). Die Optimierung dieses komplexen Einladungs- 
und Erinnerungswesen wird eine Daueraufgabe bleiben. Deshalb sollten auch in Zu-
kunft die bei den Gesundheitsämtern eingehenden Meldungen erfasst und ausgewertet 
werden, damit an Verbesserungsstrategien systematisch gearbeitet werden kann. Viele 
Detailfragen ergeben sich erst im Umsetzungsprozess, da ein vergleichbares System 
bislang praktisch nicht entwickelt und hinreichend erprobt ist. 

 

Das Einladungs- und Erinnerungswesen führt zur Steigerung der Inanspruch-
nahme der Früherkennungsuntersuchungen. Etwa 98% werden realisiert. 

In 6.162 Fällen wurde in der Tat keine Früherkennungsuntersuchung durchgeführt. In 
jedem vierten Fall gaben die Eltern an, den Termin vergessen zu haben. In weiteren 
4% der Fälle gab es spezielle Verständigungsprobleme oder die Bedeutung der Unter-
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suchung wurde nicht erkannt. In Einzelfällen wurden solche Untersuchungen generell 
abgelehnt. 

Durch die Intervention des Gesundheitsamtes wurde in rund 4.500 der 6.100 Fälle die 
Früherkennungsuntersuchung durchgeführt oder nachgeholt. In nicht wenigen Fällen 
stand bereits die nächste Untersuchung an, so dass ein Nachholen nicht notwendig 
war. Befanden sich Kinder bereits in ärztlicher Behandlung, war eine Inanspruchnahme 
ebenfalls nicht notwendig. Bei allen Unschärfen in der Datenlage kann für 2009 ange-
nommen werden, dass durch das Einladungs- und Erinnerungswesen mehr als 98% 
aller Früherkennungsuntersuchungen durchgeführt wurden. Damit zeigt sich ganz 
deutlich, dass durch dieses Verfahren die Inanspruchnahmequote in Rheinland-Pfalz 
deutlich gesteigert wurde. Einschlägige Studien des Robert-Koch-Institutes zeigen, 
dass nach den ersten Untersuchungen im ersten Lebensjahr mit Teilnahmeraten von 
95% ein Rückgang auf 80% bei der U9 im fünften Lebensjahr erfolgt (vgl. Robert-Koch-
Institut 2006). Damit belegen die vorliegenden Daten sehr anschaulich, dass bereits im 
ersten vollen Kalenderjahr nach dem Inkrafttreten des Gesetzes eine zentrale Zielrich-
tung des Gesetzes erreicht wurde. Angesichts der hohen Akzeptanz dieser Untersu-
chungen wird aus Sicht der Kinder- und Jugendmedizin eine umfassende inhaltliche 
Überarbeitung ebenso empfohlen, wie die Anpassung von Frequenz, Fokus und eine 
stärkere Ausrichtung an den Bedürfnissen der Kinder. Dann ließen sich auch die Po-
tentiale für eine frühzeitigere Prävention über die vorgesehene Früherkennung von 
Krankheiten und Behinderungen (sekundäre Prävention) besser hervorheben (vgl. 
BMFSFJ 2010, S. 172). 

 

In 1600 Fällen fand eine Unterrichtung der Jugendämter in Folge der Nicht-
Inanspruchnahme der Früherkennungsuntersuchungen statt. 

Werden nach der Intervention des Gesundheitsamtes die anstehenden Früherken-
nungsuntersuchungen nicht durchgeführt, erfolgt eine Unterrichtung des örtlich zustän-
digen Jugendamtes. Bei den rheinland-pfälzischen Jugendämtern gingen 2009 1.600 
Meldungen durch die Gesundheitsämter ein. Bei 124 Meldungen gaben die Gesund-
heitsämter an, dass sie in Kontakt mit der Familie auf (gewichtige) Anhaltspunkte für 
eine Kindeswohlgefährdung gestoßen sind. 

Bei der Unterrichtung der Jugendämter fallen deutliche interkommunale Disparitäten 
auf. In den Städten kommen durchschnittlich 14 Meldungen auf 1.000 Kinder unter 6 
Jahren. In den Landkreisen sind es lediglich 6. Diese Diskrepanzen sind auch bei der 
Inanspruchnahme von Hilfen zur Erziehung (§§ 27 ff SGB VIII) ersichtlich (vgl. 
MASGFF 2010) und decken sich mit Erkenntnissen aus der Studie des Robert-Koch-
Institutes. Auch hier wird festgestellt, dass in den städtischen Räumen Früherken-
nungsuntersuchungen häufiger nicht in Anspruch genommen werden. Fehlende Unter-
suchungen nehmen mit dem Lebensalter der Kinder ebenso zu wie bei einem Migrati-
onshintergrund oder bei benachteiligten Lebenslagen. Auch hier decken sich die vor-
liegenden Befunde für Rheinland-Pfalz. 

In jedem der gemeldeten 1.600 Fälle müssen die Jugendämter Kontakt zur Familie 
aufnehmen und unverzüglich den Hilfebedarf prüfen. Hier zeigt sich ein bemerkenswer-
ter Befund. In knapp 50% aller Fälle handelt es sich um eine jungen Menschen oder 
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eine Familie, die dem Jugendamt aus früheren oder laufenden Beratungen oder Hilfen 
bereits bekannt sind. Dieses Ergebnis zeigt eindrucksvoll, dass Jugend- und Gesund-
heitshilfe deutliche Überschneidungen bei bestimmten Zielgruppen aufweisen und ab-
gestimmte Kooperationen notwendig sind. In einem großen Teil der Fälle hat die Ju-
gendhilfe bereits Kontakt zu Familien mit Kleinkindern. In anderen Fällen werden durch 
das Einladungs- und Erinnerungswesen neue Beratungs- und Unterstützungsmöglich-
keiten geschaffen. 

Dass das Jugendamt Kontakt zur Familie aufgenommen hat, bedeutet noch nicht, dass 
ein Hilfebedarf oder eine Kindeswohlgefährdung vorliegt. Entsprechend ergab sich 
auch in drei Viertel der Fälle nach der Kontaktaufnahme des Jugendamtes kein weite-
rer Handlungsbedarf. In 24% der Fälle (380) wurde allerdings ein Hilfebedarf erkenn-
bar, der in der Mehrzahl der Fälle (300) durch Beratung oder wenig eingriffsintensive 
Interventionen bearbeitet werden konnte. In jedem fünften Fall (79) wurde eine Hilfe 
zur Erziehung eingeleitet, die dann notwendig und geeignet ist, wenn eine dem Wohl 
des Kindes entsprechende Erziehung in der Familie nicht mehr gewährleistet ist (§ 27ff 
SGB VIII). In über 80% der Fälle handelt es sich um Kinder und Familien, die dem Ju-
gendamt bereits bekannt waren. 

 

In 4% aller dem Jugendamt gemeldeten Fälle wurde eine Kindeswohlgefährdung 
festgestellt (63 Fälle) 

In 4% aller dem Jugendamt gemeldeten Fälle (63) kommen die Fachkräfte zu der fach-
lichen Einschätzung, dass eine Kindeswohlgefährdung vorliegt. In 23 Fällen wurde zur 
Abwendung einer Gefährdung das Familiengericht angerufen. Auch in diesen Fällen 
hatte oder hat das Jugendamt Kontakt zur Familie. Überraschend an den vorliegenden 
Ergebnissen ist, dass das verbindliche Einladungs- und Erinnerungswesen insbeson-
dere jene Risikofamilien in den Blick nimmt, die bereits in Kontakt mit dem Jugendamt 
waren oder sind. Wie sich in diesen Fällen der konkrete Auftrag des Jugendamtes zum 
Zeitpunkt der Unterrichtung durch die Gesundheitsämter gestaltet, kann durch die vor-
liegenden Daten nicht näher bestimmt werden. Der Sachverhalt stellt sich aber so dar, 
dass sich im Zusammenhang mit der Information der Gesundheitsämter der Verdacht 
einer Kindeswohlgefährdung erhärtet und eine entsprechende Intervention des öffentli-
chen Jugendhilfeträgers notwendig wird. 

Dieses Ergebnis lässt sich in doppelter Hinsicht interpretieren. Zum einen unterstei-
chen die Daten die Notwendigkeit einer adäquaten personellen wie fachlich qualifizier-
ten Ausstattung der Jugendämter. Nur Jugendämter die personell in der Lage sind, bei 
bestimmten Risikofamilien Gefährdungslagen verantwortlich abzuklären, Eltern für die 
Mitarbeit zu gewinnen und unterstützende Hilfesettings zu entwickeln, können best-
möglich dem Schutzauftrag nachkommen. Dazu braucht es ebenso qualifizierte erzie-
herische Hilfen, die den Schutz von jungen Menschen verantwortungsvoll mit gewähr-
leisten und Eltern in der Wahrnehmung ihrer Erziehungsaufgaben unterstützen. Ein 
qualifizierter Kinderschutz ist nicht zum Null-Tarif zu haben. Darauf weisen auch die 
erheblichen Fallzahl- und Ausgabensteigerungen bei den erzieherischen Hilfen hin 
(vgl. MASGFF 2010). Zum anderen wird deutlich, dass durch das Zusammenspiel von 
Gesundheitshilfe und Jugendhilfe doch Synergieeffekte erzeugt werden. Auch wenn 
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die Kinder- und Jugendhilfe jetzt schon über „bessere“ Zugänge zu Familien mit Säug-
lingen und Kleinkindern verfügt als erwartet, so werden in einer Reihe von Fällen früh-
zeitigere Zugänge zu niedrigschwelligen Hilfen und Beratung neu geschaffen. 

Diese Ansätze an der Schnittstelle von Gesundheits- und Jugendhilfe gilt es weiter 
auszubauen. Werden Eltern frühzeitig (rund um die Geburt) über mögliche Unterstüt-
zungs- und Hilfekonzepte informiert und werden durch das Gesundheitssystem qualifi-
zierte Brücken zur Kinder- und Jugendhilfe gebaut, dann können bestimmte Risikola-
gen rechtzeitig erkannt und bearbeitet und dadurch Verfestigung von Problemlagen 
abgemildert werden. Das bedeutet folgerichtig, dass auch das Gesundheitssystem 
gewillt und in der Lage sein muss, soziale Problemlagen zu erkennen und eine Mittler-
rolle zur Kinder- und Jugendhilfe hin ausfüllt. Ansätze hierzu wurden in dem Bund-
Länder-Projekt „Guter Start ins Kinderleben“ entwickelt, an dem sich auch Rheinland-
Pfalz mit den Standorten Ludwigshafen und Trier beteiligte (vgl. Meysen, Schönecker, 
Kindler 2009). Eine weitere Qualifizierung der Schnittstelle zwischen beiden Systemen 
scheint angezeigt und verspricht einen doppelten Nutzen. Je besser Eltern in der Lage 
sind auf die elementaren Grundbedürfnisse (Ernährung, Gesundheit, Sprache, Emoti-
on) von Säuglingen und Kleinkindern zu achten, desto förderlicher wirkt sich das auf 
die gesundheitliche Entwicklung aus. Die frühzeitige Unterstützung von Eltern bei Ver-
sorgungs-, Bindungs- und Erziehungsfragen ist nicht nur ein zentraler Beitrag zur Ge-
sundheitsprävention (vgl. BMFSFJ 2009, S.90), sondern verringert auch das Risiko 
einer Kindeswohlgefährdung. 

Das vorliegende empirische Material belegt zudem sehr eindrucksvoll, dass die Nicht-
Wahrnehmung einer Früherkennungsuntersuchung nicht pauschal als ein gewichtiger 
Anhaltspunkt für eine Kindeswohlgefährdung zu werten ist. Werden die Untersuchun-
gen nicht durchgeführt – aus welchen Gründen auch immer – so liegt in 96% aller Fälle 
keine Kindeswohlgefährdung vor. Damit wird zunächst auch der rheinland-pfälzische 
Weg bestätigt, nämlich bei einer Nicht-Inanspruchnahme der Untersuchungen nicht 
gleich die Jugendämter zu informieren. Es kann nicht Aufgabe der Jugendämter sein, 
in vielen tausenden von Fällen für die Früherkennungsuntersuchungen zu werben und 
zu informieren. Wenn es um die Förderung der Kindergesundheit geht, dann handelt 
es sich um eine Aufgabe, die innerhalb des Gesundheitssystems optimal auszugestal-
ten ist. Mit Blick auf die rheinland-pfälzische Praxis wäre zu klären, durch welche Stra-
tegien und Arbeitsweisen der Gesundheitsämter eine möglichst hohe Inanspruchnah-
mequote von Früherkennungsuntersuchungen erzielt werden kann. Eine Unterrichtung 
der Jugendämter sollte erst dann erfolgen, wenn sich bei den Gesundheitsämtern kon-
krete Anzeichen für einen Beratungsbedarf der Familie bzw. Kindeswohlgefährdung 
vorliegen. Die Information und Werbung für die Inanspruchnahme der Früherken-
nungsuntersuchungen sollte in erster Linie Auftrag der Gesundheitsämter sein und 
nicht zu schnell mit Kontrollaufträgen des Jugendamtes vermischt werden. Die vorlie-
genden Ergebnisse bestätigen die hohe Akzeptanz der U-Untersuchungen und die 
förderliche Wirkung eines Einladungs- und Erinnerungswesens. 

Im Sinne einer Gesetzesfolgenabschätzung belegen die Daten, dass sich der erhebli-
che Aufwand eines Einladungs- und Erinnerungswesens dahingehend lohnt, dass 98% 
der Eltern die Früherkennungsuntersuchungen wahrnehmen. In einem weiteren Schritt 
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stünde nun an, diese so zu qualifizieren, dass dadurch auch ein Höchstmaß an Kin-
dergesundheit erzielt werden kann (vgl. BMFSJ 2009). 

Eine Debatte darüber zu führen, ob die Aufdeckung von 63 Fällen von Kindeswohlge-
fährdung den Aufwand rechtfertige ist moralisch ebenso wenig vertretbar wie die Un-
terstellung, dass eine Nicht- Inanspruchnahme einer Früherkennungsuntersuchung 
den Verdacht einer Kindeswohlgefährdung rechtfertige. Sehr wohl kann man allerdings 
die Frage stellen, ob es effizientere Möglichkeiten dafür gibt, dass alle Kinder möglichst 
von Geburt an eine optimale gesundheitliche Versorgung erhalten. Die Verbesserung 
der gesundheitlichen Chancengleichheit erfordert neue Zugangswege insbesondere für 
Familien in besonderen Belastungssituationen. Hierzu braucht es auch neue Schar-
nierstellen zwischen Gesundheits- und Jugendhilfe. Weiterhin gilt es Studien zu för-
dern, die klären, ob das Vorgehen auch förderlich für ein gesundes Aufwachsen von 
Kindern ist. 

 

Zum Auf- und Ausbau lokaler Netzwerke 

Auf die Gestaltung dieser Scharnierstelle zielt ein weiterer wesentlicher Kernbestand-
teil des rheinland-pfälzischen Kinderschutzgesetzes. Im Gesetz wird geregelt, dass in 
jedem Jugendamtsbezirk ein lokales und interdisziplinäres Netzwerk einzurichten ist (§ 
3 LKindSchuG). Besonders hervorgehoben wird die Einbindung von Einrichtungen und 
Diensten der Gesundheitsvorsorge und Gesundheitsförderung. Klar geregelt ist zudem, 
dass den Jugendämtern die Planung der lokalen Netzwerke obliegt. Für diese Aufgabe 
erhalten die Jugendämter neben einer Fachberatung durch die Servicestelle des Lan-
desamtes für Soziales, Jugend und Versorgung pauschal sieben Euro pro Jahr für je-
des Kind unter 6 Jahren im jeweiligen Zuständigkeitsbereich. 

 

Bewertung der Netzwerkarbeit 

In allen Jugendamtsbezirken zu denen Angaben vorlagen, wurden 2009 Netzwerkkon-
ferenzen durchgeführt. In der Implementierungsphase nutzten die Jugendämter diese 
Netzwerkkonferenzen, um alle beteiligen Akteure zu informieren, Kooperationsbedarf 
zu eruieren und Arbeitsstrukturen aufzubauen. In fast allen Jugendamtsbezirken waren 
die wichtigsten Institutionen des Gesundheitssystems, der Kinder- und Jugendhilfe, 
Schulen, Gerichte und Polizei vertreten. Von den Jugendämtern wird der Ertrag der 
Netzwerkarbeit durchweg positiv bewertet. Schwierigkeiten zeigen sich vor allem da-
hingehend, niedergelassene Ärzte und freiberuflich tätige Hebammen kontinuierlich in 
die Netzwerkarbeit einzubinden. Hier werden strukturelle Probleme deutlich, die lan-
desweit angegangen werden müssen. 

Die Geldmittel aus dem Landeskinderschutzgesetz wurden von den Jugendämtern 
überwiegend zur Schaffung zusätzlicher Personalstellen im Bereich Kinderschutz (All-
gemeiner Sozialer Dienst), Netzwerkkoordination, Jugendhilfeplanung eingesetzt. Die 
restlichen Mittel wurden für Projekte aufgewendet, die dem verbesserten Informations-
fluss dienen bzw. auf die Qualifizierung von Personen und Strukturen zielen. Neue 
Angebote werden kaum geschaffen. 
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Die hier dargestellten (positiven) Ergebnisse zeigen, dass der Aufbau von Netzwerken 
in den Jugendamtsbezirken gut angenommen und verhältnismäßig rasch angegangen 
wurde. Vor allem an der Schnittstelle von Gesundheits- und Jugendhilfe fehlten bislang 
Strukturen für den Aufbau geregelter und gesetzlich gerahmter Kooperationsstrukturen. 
Zwei Elemente des Landeskinderschutzgesetzes sind als besonders förderlich hervor-
zuheben. Der Gesetzgeber überträgt dem Jugendamt die Koordinierungs- und Pla-
nungsaufgabe und benennt die potentiellen Kooperationspartner. Damit unterstreicht 
der Gesetzgeber, was im SGB VIII schon eindeutig geregelt ist (§ 8a SGB VIII). Den-
noch wird herausgestellt, dass das kommunale Kinderschutzmanagement in der Ver-
antwortung des Jugendamtes liegt. Diese klaren Formulierungen im Gesetz sind vor 
Ort hilfreich, um auch die anderen Kooperationspartner ins Boot zu holen, die in der 
Regel nur geringe Kenntnisse über Zuständigkeiten und Aufgaben des Jugendamtes 
haben.  

Besonders hervorzuheben ist zudem, dass der Gesetzgeber die kommunalen Jugend-
ämter dabei unterstützt (finanziell) diese Aufgaben verlässlich und kontinuierlich aus-
führen zu können. Der Aufbau funktionierender Netzwerke ist ein anspruchsvolles Un-
ternehmen, das entsprechendes Know-how und personelle Ressourcen erfordert. Nur 
wenn alle Netzwerkpartner relativ rasch positive Effekte aus der Kooperation heraus-
ziehen und die eingesetzte Zeit als gewinnbringend und nützlich erleben, werden trag-
fähige Arbeitsstrukturen entstehen. Angesichts der Vielzahl an Themen, Kooperations-
partnern und Schnittstellenfragen (z.B. Datenschutz, Konzepte) zeigt sich hier eine 
verantwortungsvoll auszugestaltende Dauerbaustelle der kommunalen Kinder- und 
Jugendhilfe. In diesem Bereich hat der rheinland-pfälzische Gesetzgeber deutlich ge-
macht, dass ein verlässlicher Kinderschutz nur im Zusammenspiel aller Institutionen 
und gesellschaftlichen Gruppen funktionieren kann. Nach etwa einem Jahr und neun 
Monaten nach Inkrafttreten des Gesetzes konnten die ersten Weichenstellungen vor 
Ort vorgenommen werden. Die anspruchsvolle und mühselige Kleinarbeit steht noch 
bevor. Auch dafür braucht es weiterhin die Rückendeckung und das Interesse der Poli-
tik, um die auftretenden Schwierigkeiten zeitnah zu beheben. 
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